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Andreas Stückler

Diskursanalytische  
Rechtsnormgeneseforschung

Zur diskursanalytischen Untersuchung von 
Rechtsentstehungsprozessen 

Zusammenfassung: Im vorliegenden Beitrag wird ein diskursanalytischer Zugang zum Phänomen 
der Rechtsentstehung skizziert. Rechtsentstehungsprozesse werden dabei als diskursive Aushandlungs- 
und  Definitionsverfahren  aufgefasst,  in  deren  Rahmen  unterschiedliche  soziale  Akteure  mit  unter-
schiedlichen Weltsichten und Interessen aufeinandertreffen, die um Legitimierung und Verallgemeine-
rung durch das Recht konkurrieren. An einem konkreten Normgeneseprozess – der Entwicklung von 
Opferrechten während der österreichischen Strafprozessreform von 2008 – wird der entworfene Ansatz 
anschließend demonstriert. Aufgrund des besonderen Fokus auf konkurrierende gesellschaftliche Wis-
sensordnungen lassen diskursanalytische Ansätze einige neue Einblicke in die Dynamik von Rechtsent-
stehungsprozessen erwarten.

Schlagwörter: Gesetzgebung, Normgeneseforschung, Diskursanalyse, Strafprozessrecht, Opferrechte

Summary: This contribution provides an outline of a discourse analytical approach to the making of 
law. Legislation, thereby, is interpreted as a discursive process of negotiation and definition involving 
several social players with different world views and interests that compete for legitimation and univer-
salisation through law. Exemplified by the development of victims’ rights during the Austrian reform of 
penal procedure in 2008, this approach shall be demonstrated. Due to the special focus of discourse ana-
lytical approaches on competing societal knowledge orders, new insights into the dynamics of law-mak-
ing processes can be expected. 

Keywords: Legislation, research on the making of law, discourse analysis, penal procedure law, victim’s 
rights

1 	Einleitung

Die Entstehung und Setzung von Recht ist ein zentraler und äußerst sensibler Bereich de-
mokratisch verfasster Staaten, der allerdings in Relation dazu wissenschaftlich auffällig 
wenig beforscht wird. Dies gilt insbesondere für die Soziologie: Wo sich die Soziologie als 
eine Rechtssoziologie mit Recht auseinandersetzt, tut sie dies überwiegend mit Fokus auf 
Fragen der Rechtsanwendung,  d.h. wie gesetztes Recht praktisch angewendet wird und 
ob bzw. wie Recht konkret wirkt. Die soziologisch vielleicht wesentlich bedeutsamere, in 
jedem Fall aber nicht minder bedeutsame Frage, wie denn Recht überhaupt entsteht, wie 
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also Recht sozusagen – bevor es überhaupt ein anzuwendendes Recht gibt – in die Ge-
setzbücher  ›hineinkommt‹,  bleibt  demgegenüber  seltsam  unterbelichtet  (vgl.  auch  
Schulze-Fielitz 2000; Rottleuthner 1987, S. 43; Rehbinder 2009, S. 2). Die Untersuchung 
von Rechtsentstehungsprozessen – im Sinne einer systematischen Analyse ihres Ablaufs, 
der Rolle daran beteiligter Akteure und der sich in ihrem Rahmen artikulierenden gesell-
schaftlichen  (insbesondere  ökonomischen  und  politischen)  Interessen  –  konnte  über-
haupt nur einmal in den 1960er und 1970er Jahren eine gewisse Konjunktur verzeichnen, 
dies vor allem aus einer kriminologischen und damit bevorzugt strafrechtlichen Perspek-
tive. Spätestens seit Mitte der 1980er Jahre ist dieser Ansatz einer ›Normgeneseforschung‹ 
praktisch wieder vollständig zum Erliegen gekommen.

Für die  auffallend geringe wissenschaftliche Aktivität  im Bereich der  Rechtsentste-
hung lässt sich wahrscheinlich eine ganze Reihe von Ursachen geltend machen; unter an-
derem mag sie etwa darin begründet liegen, dass Rechtssoziologinnen und -soziologen 
nicht  selten  auch  Fachjuristen  oder  zumindest  einer  juristischen  Fakultät  zugeordnet  
sind,  also  letztlich  aus  einer  primär  juristischen  Arbeitsperspektive  heraus  operieren  
(Schulze-Fielitz 2000, S. 159 f.).1  Viel wesentlicher dürfte jedoch ein deutlich tiefer lie-
gender, epistemologischer Grund sein: Offenbar liegt es nämlich in erster Linie am Recht 
selbst – an der Rechtsform, d.h. am Recht als einer zu einem Rechtssystem verselbststän-
digten (kapitalistischen) Sozialform, welche das Recht quasi »zur Eigenschaft von Gesell-
schaft per se« (Buckel 2007, S. 242) verdinglicht. Eben daraus, dass also Gesellschaft und 
Recht heute im Prinzip nicht (mehr) ohne einander gedacht werden können, bezieht das 
Recht eine bemerkenswerte Immunität gegenüber der Einsicht in seine gesellschaftliche 
Konstruiertheit.

Es bedarf also in diesem Lichte und mit Blick auf das Recht und die Prozesse seiner 
Entstehung eines entsprechenden gesellschaftstheoretischen Zugangs, der es erlaubt, das 
Recht als Produkt sozialen Handelns zu begreifen und als solches zum Forschungsgegen-
stand zu machen – eines Zugangs, über den die Rechtssoziologie jedoch aus den oben ge-
nannten Gründen offenbar zu wenig verfügt oder jedenfalls bislang nur selten für sich 
fruchtbar zu machen vermochte. Hilfreich könnten hier wissenssoziologische und vor al-
lem diskursanalytische Ansätze und Forschungsstrategien sein, die die Aufmerksamkeit 
auf die gesellschaftliche Bedingtheit und Konstruiertheit sozialer Entitäten und so auch 
auf das Recht als eine stets umkämpfte gesellschaftliche Wissensformation lenken.2 

1 	 Zum Unterschied  zwischen soziologischer  und genuin  juristischer  Perspektive  siehe  bereits  Max  
Weber: Anders als die Jurisprudenz habe es die Soziologie nämlich laut Weber gerade »nicht mit der 
Ermittlung des logisch richtigen ›objektiven‹ Sinngehaltes von ›Rechtssätzen‹ zu tun, sondern mit 
einem Handeln, als dessen Determinanten und Resultanten natürlich unter anderem auch Vorstel-
lungen von Menschen über den ›Sinn‹ und das ›Gelten‹ bestimmter Rechtssätze eine bedeutsame 
Rolle spielen« (Weber 1913, S. 439 f.). Während es der Soziologie also um das Recht als einen so-
zialen Handlungszusammenhang geht, den es zu verstehen und zu erklären gilt, ist die juristische 
Sichtweise eine rein normative, rechtsdogmatische, am bestehenden positiven Recht orientierte An-
wendungsperspektive, und als solche ist sie von einer soziologischen gerade grundverschieden.

2 	 Ansätze  dieser  Art  kommen in  der  rechtssoziologischen Forschung übrigens  durchaus  und auch 
recht produktiv zur Anwendung,  aber eben fast  ausschließlich aus einer Rechtsanwendungspers-
pektive, so z. B. im Hinblick auf die gerichtliche Praxis (z.B. Stegmaier 2009; Scheffer 2003). Zu einer 

ZfD_03_2014.indd   288 06.11.2014   17:30:08



Diskursanalytische Rechtsnormgeneseforschung    289

Beltz Juventa | Zeitschrift für Diskursforschung Heft 3/2014

Im vorliegenden Beitrag wird daher ein diskursanalytischer Zugang zum Phänomen 
der Rechtsentstehung skizziert. Die Verwendung eines diskursanalytischen Analyserah-
mens lässt für die Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen, wie im Folgenden ar-
gumentiert wird, aufgrund des besonderen Fokus auf die Analyse gesellschaftlicher und 
miteinander konkurrierender Wissensordnungen einige neue und zusätzliche Einblicke 
in die Dynamik der Rechtsnormgenese erwarten. Auch könnte ein solcher Zugang – dies 
aber freilich nur als möglicher positiver Nebeneffekt – eine Wiederbelebung der Norm-
geneseforschung insofern befördern, als dadurch die Entstehung von Recht als relevantes 
Forschungsfeld einer gegenwärtig prosperierenden sozialwissenschaftlichen Diskursfor-
schung profiliert werden könnte.

Die  folgenden  Ausführungen  sind  mithin  in  erster  Linie  theoretisch-methodologi-
scher Natur. Vor allem zwei Fragen werden dabei im Mittelpunkt stehen, nämlich: Ers-
tens, wie müssen Recht und Rechtsentstehung theoretisch gefasst und konzeptionalisiert 
werden, um die Entstehung von Recht möglichst in ihrer ganzen Komplexität erfassen 
und untersuchen zu können? Zweitens, inwiefern bietet es sich an, dabei diskursanalyti-
sche Forschungsstrategien anzuwenden? Im Anschluss an diese theoretisch-methodolo-
gischen Überlegungen wird dann in einem zweiten Abschnitt  der entworfene diskurs-
analytische Forschungszugang an einem konkreten empirischen Fallbeispiel näher ver-
anschaulicht  und  demonstriert.  Herangezogen  werden  hierfür  die  Ergebnisse  einer  
Studie zur Entwicklung von Opferrechten im Rahmen der österreichischen Strafprozess-
reform von 2008 (Stückler 2010). Der Fokus dieser Untersuchung lag insbesondere auf 
der Rekonstruktion und Analyse verschiedener,  während der Reform konkurrierender 
Opferdiskurse und deren Auswirkungen auf die konkrete Ausgestaltung von Opferrech-
ten in der reformierten Strafprozessordnung. 

2	 Das Recht als Machteffekt

Die Entstehung von Recht war sehr lange Zeit und ist im Prinzip bis heute kein bevorzug-
ter Forschungsgegenstand der Rechtssoziologie. Ein erstes größeres und von Forderun-
gen nach einer systematischen Untersuchung von Rechtsetzungsprozessen begleitetes In-
teresse an der Entstehung von Recht entstand, wie eingangs erwähnt, eigentlich erst mit 
der Normgeneseforschung in den 1960er Jahren in der Kriminologie und der Kriminal-
soziologie.3 Die Normgeneseforschung nimmt ihren Ausgang von dem aus dem Symbo-

›Wiederentdeckung‹ der Rechtsentstehung, geschweige denn einer wissenssoziologischen oder dis-
kursanalytischen Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen, ist es bislang noch nicht gekom-
men.

3	 Sehr  vereinzelt  gab es  Arbeiten zur  Entstehung von Rechtsnormen freilich auch schon davor:  so  
z.B. Charles Beards (1913\1925) Analyse der amerikanischen Verfassung, Jerome Halls (1935) Stu-
die zur Entwicklung des englischen Unterschlagungsrechts, Georg Rusches und Otto Kirchheimers 
(1939\1974) Abhandlung über den Zusammenhang von Strafsanktionen und wirtschaftlicher Ent-
wicklung oder Edwin Sutherlands (1950) Untersuchung über die Einführung von Gesetzen gegen 
›Sexualpsychopathen‹ in den USA. Von besonderer Bedeutung ist hier vor allem auch eine frühe 
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lischen Interaktionismus kommenden und für die deutschsprachige Kriminologie vor al-
lem durch Fritz Sack (1972) fruchtbar gemachten Labeling Approach (Becker 1963; Le-
mert 1975). Dabei handelt es sich um einen theoretischen Ansatz, der Kriminalität nicht 
länger als Qualität einer Handlung an sich, sondern zunächst einmal (und in einer, wenn 
man so will, vorweggenommenen sozialkonstruktivistischen Perspektive) als ein Resul-
tat gesellschaftlicher Zuschreibung auffasste. Mit diesem Ansatz rückte in der Folge die 
Erforschung ebensolcher Zuschreibungsprozesse in den Mittelpunkt des Forschungsin-
teresses, d. h. die Untersuchung der Prozesse der Kriminalisierung qua staatlicher Straf-
rechtsetzung.  Kriminalität  –  so  die  Überzeugung  der  Normgeneseforschung  –  könne  
überhaupt nur dann hinreichend und umfassend erklärt werden, wenn nicht nur, wie in 
der  traditionellen  und  bis  heute  streng  positivistisch  ausgerichteten  Kriminologie,  die  
Handlungs- und Motivstrukturen eines Normbrechers untersucht würden, sondern auch 
und vor allen Dingen die Prozesse der gesellschaftlichen Erzeugung und die Inhalte jener 
Normen, gegen die verstoßen wird, und durch die also erst eine Handlung als kriminell 
definiert wird. 

Aus  dieser  kritisch-kriminologischen  Stoßrichtung  ging  –  wenn  auch  mit  unter-
schiedlichen theoretischen Orientierungen und inhaltlichen Schwerpunktsetzungen4  –  
eine ganze Reihe verschiedener Arbeiten zur Entstehung von (Straf-)Rechtsnormen her-
vor.5 Die Normgeneseforschung kann in diesem Lichte als ein Forschungsprogramm be-
trachtet werden, das sich durch eine im besten Sinne soziologische Herangehensweise an 
Kriminalität  und  Recht  auszeichnete,  insofern  es  auf  die  gesellschaftliche  Bedingtheit  
von Recht  abzielte  und die  rechtliche  Normierung in  ihren sozialen,  historischen und 
insbesondere polit-ökonomischen Dimensionen zu erfassen trachtete. Allerdings konnte 
es sich nie im kriminologischen (geschweige denn im rechtssoziologischen) Mainstream 
etablieren, und seit Mitte der 1980er Jahre ist die Normgeneseforschung im Prinzip völlig 
von der Bildfläche verschwunden. Erst in jüngster Zeit – aber dies bislang auch nur sehr 

Arbeit  von  Karl  Marx  (1842)  zur  Entstehung  eines  Gesetzes  gegen  Holzdiebstahl.  Marx  unter-
suchte in dieser Arbeit die Entstehung und Durchsetzung eines Gesetzes im rheinischen Landtag, 
mit welchem das Sammeln von abgefallenem Holz – bis dahin ein altes Gewohnheitsrecht – ver-
boten wurde. Dabei lieferte er den Nachweis handfester ökonomischer Interessen (von Waldbesit-
zern),  die  bei  der  Formulierung des  Gesetzes  und damit  quasi  bei  der  Subsumtion einer  »bisher  
unbescholtene(n) Handlung unter die Sphäre der verbrecherischen Handlungen« (ebd., S. 121) eine 
entscheidende Rolle spielten. Diese Arbeit sollte später zu einem der wichtigsten Bezugspunkte der 
Normgeneseforschung avancieren.

4 	 Mit  Patrick  Hebberecht  (2010)  können  etwa  interaktionistisch,  konflikttheoretisch  und  neomar-
xistisch  orientierte  Untersuchungen  differenziert  werden.  Desweiteren  lassen  sich  normgeneti-
sche  Arbeiten  auch dahingehend unterscheiden,  welchen Bedingungen und Einflussfaktoren der  
Rechtsentstehung – ökonomischen, politischen oder ideologisch-kulturellen Faktoren – sie sich be-
vorzugt zuwendeten (vgl.  Lautmann 1980).  Für einen detaillierteren Überblick zur Normgenese-
forschung und ihren verschiedenen theoretischen sowie inhaltlichen Ausrichtungen siehe Stückler 
(2013).

5	 Siehe dazu exemplarisch Becker (1963), Gusfield (1963), Haferkamp (1980), Hepburn (1977), Pil-
gram/Steinert (1975), Quinney (1970), Scheerer (1982), Stangl (1981), Turk (1976).
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vereinzelt – scheint wieder zu Themen der Normgenese gearbeitet zu werden (z.B. Heb-
berecht 2010; Helmke 2011; Fuchs 2012).

Freilich hatte die Normgeneseforschung auch einige Schwachpunkte. Eine wesentli-
che Schwäche kann etwa darin gesehen werden, dass nur in den wenigsten normgeneti-
schen  Untersuchungen  eine  Analyse  mehrerer  Faktorenbereiche  der  Rechtsentstehung  
vorgenommen  wurde,  geschweige  denn  dass  deren  Verhältnis  zueinander  analysiert  
wurde. Häufig wurde das Hauptaugenmerk lediglich auf einen bestimmten Einflussfak-
tor  gelegt,  der  als  ausschlaggebend  identifiziert,  dabei  nicht  selten  auch  überbetont  
wurde. Dies gilt insbesondere für Arbeiten mit ökonomischem Fokus, in denen die straf-
rechtliche Entwicklung oft als unmittelbar und ausschließlich durch die wirtschaftlichen 
Verhältnisse determiniert erscheint. Dieses Vorgehen führte letztlich fast notwendig zu 
einer unterkomplexen Konzeption von Rechtsentstehung, was wiederum dazu beitrug, 
dass das (kritische) Potenzial der Normgeneseforschung zu keiner Zeit vollständig ausge-
schöpft wurde.

Der vielleicht größte Schwachpunkt der Normgeneseforschung besteht jedoch in der 
auffälligen Dominanz herrschaftsfunktionalistischer Denkfiguren. In der vorherrschen-
den  Konzeption  von  Recht  und  Rechtsentstehung  in  normgenetischen  Arbeiten  er-
scheint das Recht zumeist – wenn nicht explizit, so zumindest implizit – als ein Kontrol-
linstrument der herrschenden Klasse und als Medium zur Durchsetzung ihrer partikula-
ren Werte, Weltsichten und Interessen. Mit diesen theoretischen Vorannahmen, in denen 
zuweilen auch die politischen Einstellungen der Forscher ihren unmittelbaren Nieder-
schlag gefunden haben dürften, korrespondierte dementsprechend auch die Auswahl der 
konkreten Untersuchungsgegenstände – so fokussierten Forschungsarbeiten bevorzugt  
auf Delikte wie z.B. Diebstahl (Haferkamp 1980) oder die Kriminalisierung von Rausch-
mittelkonsum (Scheerer 1982). Letztlich wurde das (Straf-)Recht also in erster Linie als 
Werkzeug zur Repression der Subalternen gedacht (vgl. Hepburn 1977). Dabei handelt es 
sich allerdings um eine Auffassung, mit der – ganz abgesehen von einer recht bedenkli-
chen  verschwörungstheoretischen  Grundtendenz  –  das  Wesen  des  Rechts  und  seiner  
Entstehung nicht hinreichend erfasst werden kann. In gewisser Weise könnte man sagen, 
der  Herrschaftsfunktionalismus  der  Normgeneseforschung  war  richtig  und  falsch  zu-
gleich: Richtig war er insofern, als Gesetzgebung natürlich etwas mit Herrschaft zu tun 
hat und das Recht häufig die Interessen herrschender Klassen oder gesellschaftlich mäch-
tiger Gruppen reflektiert. Falsch war er aber mit Blick auf sein Verständnis von Recht als 
einem Instrument, dessen sich jemand so ohne weiteres und willkürlich für seine Zwecke 
bedienen könnte. 

Eine solche Auffassung ist zumindest in zweierlei Hinsicht problematisch: Zunächst 
wird damit die Eigenlogik und die relative Autonomie des Rechts als einer eigenständi-
gen gesellschaftlichen Sphäre (dazu Luhmann 1993; Teubner 1989) ausgeblendet. Diese 
Autonomie äußert sich in Gesetzgebungsprozessen vor allem insofern, als ja jedes neue 
Gesetz  sich  zunächst  einmal  in  einen  bereits  bestehenden  Korpus  von  Rechtsnormen  
einfügen lassen muss. Dies wird z. B. besonders offenbar, wenn es um die Verfassungs-
mäßigkeit einer bestimmten Rechtsnorm geht. Die Entstehung eines Gesetzes folgt also 
stets bestimmten rechts(system)immanenten Vorgaben, die mit der zu setzenden Rechts-
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norm  selbst  nicht  sehr  viel  zu  tun  haben  müssen.  Gesetzgebung  bedeutet  nachgerade  
rechtliche Codierung und insofern auch rechtliche Konstruktion von Wirklichkeit, und 
diese erfolgt ausschließlich innerhalb des rechtlichen Feldes durch juristische Wissensar-
beiterinnen und -arbeiter nach spezifisch rechtlichen Logiken und Selektivitätskriterien. 
Was und in welcher Form etwas Eingang in das Recht finden kann (vor allem aber: was 
nicht  darin Eingang finden kann), ist  in hohem Maße durch das Recht selbst vorgege-
ben.6, 7

Ein anderes, nicht minder großes Problem, das der Herrschaftsfunktionalismus der 
Normgeneseforschung mit sich bringt,  besteht darin, dass damit auf der anderen Seite 
auch die politische Dimension des Rechts nur unzureichend begriffen werden kann. Das 
Recht steht eben gerade nicht dem unmittelbaren Zugriff, selbst der mächtigsten gesell-
schaftlichen  Akteure,  offen,  sondern  ist  eingebettet  in  gesellschaftliche  Machtverhält-
nisse und Antagonismen und dementsprechend Gegenstand sozialer Konflikte und Aus-
einandersetzungen. Es ist ein Resultat hegemonialer Kämpfe, die auf dem Wege recht-
simmanenter Formzwänge (insbesondere der Rechtsdogmatik) normalisiert und in das 
Recht eingeschrieben werden (vgl. Buckel 2007, S. 247). Wesentlich angemessener und 
zielführender dürfte es daher sein, die Rechtsentstehung als einen antagonistischen Kon-
flikt zwischen verschiedenen sozialen Akteuren aufzufassen, in dem sich bestimmte Ak-
teure durchsetzen und eine bestimmte Weltsicht rechtlich zu fixieren und so konsensual 
zu  universalisieren  vermögen  (ebd.,  S.  248).  Das  Recht  ist  so  gesehen  also  kein  Herr-
schaftsinstrument,  es  ist  ein Machteffekt.  Dabei  ist  es  freilich alles  andere als  unwahr-
scheinlich, sondern liegt vielmehr in der Natur ungleicher Machtverhältnisse, dass sich 
besonders  mächtige  Akteure  mit  ihren  Interessen  in  solchen  Konflikten  durchsetzen.  
Ebenso bringt es aber die antagonistische Struktur legislativer Entscheidungen mit sich, 
dass jede Entscheidung lediglich den Charakter des Vorläufigen und Prozesshaften be-
sitzt, da »das gegen-hegemoniale Projekt immer schon in Planung« ist (ebd.).

Aus diesen theoretischen Überlegungen bzw. Präzisierungen ergibt sich nun freilich eine 
ganze  Reihe  von  Konsequenzen  für  die  empirische  Untersuchung  von  Rechtsentste-
hungsprozessen. Zunächst folgt daraus, dass ein normgenetisches Forschungsdesign eine 
herrschaftsfunktionalistische, allzu instrumentalistische Konzeptionalisierung des eige-
nen Forschungsgegenstandes, in dem die Entstehung eines Gesetzes auf die intentionale, 
quasi-lineare  Durchsetzung  von  Interessen  einer  herrschenden  Klasse  zurückgeführt  

6	 In einzelnen normgenetischen Arbeiten wurde die Autonomie und Eigenlogik des Rechts zumin-
dest  ansatzweise  berücksichtigt.  Es  waren dabei  vor  allem in  einer  eher  neomarxistischen Tradi-
tion stehende österreichische Kriminalsoziologen wie Heinz Steinert (1978) oder Wolfgang Stangl 
(1982), die eine gewisse Eigengesetzlichkeit, sozusagen einen ›Eigensinn‹ der Normgenese konsta-
tierten und insofern noch am deutlichsten vom sonst üblichen Herrschaftsfunktionalismus entfernt 
waren.

7	 Diskurstheoretisch könnte man mit Blick auf die Eigenlogik des Rechts auch von einem ›Rechtsdis-
kurs‹ sprechen, der den kommunikativen Raum des Rechts strukturiert und so – wieder systemthe-
oretisch gewendet – einen Anschluss an Rechtskommunikationen erzwingt. Doch zum Verhältnis 
von Diskurs und Recht später mehr.

ZfD_03_2014.indd   292 06.11.2014   17:30:08



Diskursanalytische Rechtsnormgeneseforschung    293

Beltz Juventa | Zeitschrift für Diskursforschung Heft 3/2014

wird (so als ob es ein klar identifizierbares gesellschaftliches Machtzentrum gäbe), ver-
meiden muss. Erforderlich ist hingegen ein Zugang, der die Rechtsentstehung als einen 
antagonistischen Konflikt – im wahrsten Sinne des Wortes als einen »Kampf ums Recht« 
(Jhering 1872) – auffasst und als solchen analysierbar und beschreibbar macht. Praktisch 
bedeutet das, möglichst alle am Gesetzgebungsprozess (inklusive dessen oft wesentlich 
umfangreicherem Vorfeld) beteiligten Institutionen und sozialen Akteure in den Blick zu 
bekommen zu versuchen, ihre jeweiligen Weltsichten und Interessen zu rekonstruieren, 
und zu untersuchen, welche Strategien sie verfolgen und welche (Macht-)Ressourcen sie 
zur  Zielerreichung  einsetzen.  Dabei  würde  auch  die  Untersuchung  von  ansonsten  in  
normgenetischen Arbeiten tendenziell separierten ökonomischen, politischen und ideo-
logischen Faktoren zusammenlaufen (müssen): nämlich in der Identifikation der sich im 
Gesetzgebungsprozess  artikulierenden (oder  diesen  Prozess  gegebenenfalls  auch  über-
haupt erst anstoßenden) Interessenslagen – sind es etwa genuin ökonomische Interessen, 
sind es vielleicht eher standespolitische Interessen bestimmter Berufsgruppen, oder sind 
es macht- bzw. parteipolitische Interessen politischer Entscheidungsträger? –,  sowie in 
der Rekonstruktion des Verlaufs des Gesetzgebungsprozesses, also welche Interessen und 
in welcher Form sich diese Interessen am Ende durchsetzen. Welche Interessen (soweit 
sich das hinreichend nachvollziehen lässt) finden überhaupt Eingang in den unmittelba-
ren (parlamentarischen) Gesetzgebungsprozess? Und welche Interessen und Weltsichten 
werden durch die immanenten Filter des rechtlichen sowie des politischen Systems aus-
gesondert und quasi marginalisiert? Gerade auch angesichts der gegenwärtig statthaben-
den Inter- bzw. Transnationalisierung von Recht ist bei nationalen Gesetzgebungsverfah-
ren umso stärker der Eigenlogik des Rechts Rechnung zu tragen und nach dem Einfluss 
internationaler rechtlicher Vorgaben auf die Rechtsetzung zu fragen. Und schließlich ist 
auch die Frage zu stellen, wie die Akteure ihre jeweiligen, im Gesetzgebungsprozess mit-
einander konkurrierenden Interessen und Weltsichten legitimieren. Werden etwa mora-
lische  Ansprüche  geltend  gemacht  oder  bestimmte  Werte  wie  Humanität,  Liberalität,  
Chancengleichheit etc. ins Treffen geführt? Dies wäre dann gewissermaßen die ideologi-
sche Dimension der Rechtsentstehung.  Entscheidend ist  jedenfalls,  dass  am Ende eine 
Beschreibung des jeweils konkreten Gesetzgebungsprozesses als eines antagonistischen 
Kampfes steht, in dem also nicht eine besonders mächtige gesellschaftliche Gruppe ein-
fach auf das Recht zugreift und es für ihre Zwecke instrumentalisiert, sondern in dem um 
das  Recht  gerungen wird und sich die  gesellschaftlichen Machtverhältnisse,  als  Effekt,  
gleichsam in das Recht einschreiben.

3	 Diskursanalytische Rechtsnormgeneseforschung

Diese  Konzeption  der  Rechtsentstehung  als  eines  antagonistischen,  machthaltigen  
Kampfes  zwischen  verschiedenen  sozialen  Akteuren  mit  unterschiedlichen  Interessen  
und Weltsichten bietet nun auch den Ansatz- und Anknüpfungspunkt für einen diskurs-
analytischen Zugang zur Normgenese, wie er im vorliegenden Beitrag für die Untersu-
chung von Rechtsentstehungsprozessen vorgeschlagen und grob skizziert werden soll.
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Der Diskursbegriff, wie er von Michel Foucault (1974, 1981, 2003a) entwickelt wurde, 
zielt auf den Zusammenhang von Wissen und Macht bzw. Machtverhältnissen ab. Der 
Diskurs bezeichnet bei ihm »eine Menge von Aussagen, die einem gleichen Formations-
system zugehören« (Foucault 1981, S. 156). Damit sind Praktiken des Sprachgebrauchs 
gemeint, die sich laut Foucault dadurch auszeichnen, dass sie »systematisch die Gegen-
stände bilden, von denen sie sprechen« (ebd., S. 74). Insofern repräsentiert ein Diskurs 
vor allem ein System von Regeln, das einen bestimmten kommunikativen Raum struktu-
riert und sozusagen den Rahmen des Sagbaren absteckt. Es sind Regeln, die in einem be-
stimmten raumzeitlichen Kontext Wissen ordnen bzw. dieses überhaupt erst konstituie-
ren und damit gleichsam festlegen, was wahr bzw. wirklich ist. Mit dem Diskursbegriff 
rücken also die Produktionsprozesse des Wissens in den Fokus, die nun bei Foucault – 
eben weil dadurch Wahrheit definiert und gewissermaßen Wirklichkeit konstruiert wird 
–  ganz  eng  mit  Macht  und  Machtstrukturen  verknüpft  sind.  Diskurse  sind  in  diesem  
Lichte  zu  betrachten  als  »strategische  Spiele  aus  Handlungen  und  Reaktionen,  Fragen  
und Antworten, Beherrschungsversuchen und Ausweichmanövern, das heißt als Kampf« 
(Foucault  2003b,  S.  11).  Wissen  ist  demnach  stets  umkämpft  und  daher  das  Resultat  
machthaltiger Auseinandersetzungen darüber, was der Fall sei und wie die Welt oder ein 
bestimmter Teilbereich derselben beschaffen sei.

Dem Recht  kommt in diesem ständigen Prozess  der  diskursiven Konstruktion von 
Wirklichkeit eine wesentliche Rolle zu – ist es doch das Recht, das definiert, was Recht 
und was Unrecht ist oder, mit Blick auf das Strafrecht, was normales und was abweichen-
des Verhalten ist. Gerade dies war ja eine zentrale Feststellung und letztlich auch der Aus-
gangspunkt der Normgeneseforschung, dass Kriminalität eine soziale Konstruktion ist, 
ein Etikett, das bestimmten Handlungen (und in weiterer Folge bestimmten Personen) 
zugeschrieben wird.  Kriminalität  existiert  zunächst nur als  Produkt einer bestimmten, 
nicht zuletzt mit spezifischen Interessen und Werthaltungen verbundenen Sichtweise auf 
die Welt, die auf dem Wege des Rechts fixiert und im wahrsten Sinne des Wortes als ›le-
gitime‹ Realität festgeschrieben wird.8 Es ist das Recht, das solchen Wirklichkeitskonst-
ruktionen  und  Weltsichten  sowie  den  dahinter  stehenden  Herrschafts-  und  Machtan-
sprüchen  Legitimität  verschafft  und  diese  bei  Bedarf  auch  zwangsweise  durchsetzbar  
macht. Das Recht kann somit als eine Wissensformation betrachtet werden, die »Formen 
von Wissen und damit auch Beziehungen zwischen dem Menschen und der Wahrheit« 
definiert (Foucault 2003b, S. 13). Es stellt eine Wahrheitsbehauptung auf und übt darüber 
Macht  aus,  indem es  andere  Wissensformen,  Erfahrungen und Weltsichten  disqualifi-
ziert (Buckel 2007, S. 203), also über die Definition von Recht und Unrecht gleichsam 
»unterworfenes Wissen« (Foucault 1999, S. 15) erzeugt. Allerdings – und das ist entschei-
dend – ist diese Definition von Recht und Unrecht nicht von vornherein durch das Recht 
selbst gegeben: Nicht das Recht gibt bereits aus sich selbst heraus vor, was Recht und was 

8 	 Für  diskurstheoretische  Auseinandersetzungen  mit  Kriminalität  und  Kriminalisierung  siehe  z.B.  
auch Althoff/Leppelt (1990) und Singelnstein (2010). Foucault (1994) selbst hat sich in seinem be-
rühmten Werk Überwachen und Strafen ebenfalls mit dem Problem der Kriminalität und der Ent-
stehung der modernen Strafjustiz befasst.
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Unrecht ist, sondern dies ist das Resultat machthaltiger, diskursiver Auseinandersetzun-
gen, in denen soziale Akteure versuchen, ihre Weltsichten gegeneinander durchzusetzen 
und mit der Legitimität des Rechts auszustatten. Das Recht fungiert in diesen Auseinan-
dersetzungen als eine Art Konsenstechnik, welche die Verallgemeinerung bestimmter In-
teressen und Weltsichten bewerkstelligt, und eben darum wird in diesen Auseinanderset-
zungen gerungen. 

In einem (an dieser Stelle bestenfalls grob skizzierbaren) Forschungsprogramm einer 
diskursanalytischen  Rechtsnormgeneseforschung  wird  daher  die  Rechtsentstehung  als  
ein diskursives Produktions- und Definitionsverfahren aufgefasst. Dabei handelt es sich 
also gerade nicht um einen Vorgang, in dem einfach die Interessen einer herrschenden 
Klasse geradewegs in Recht gegossen würden, sondern um einen antagonistischen Pro-
zess,  an  dem  diverse  soziale  Akteure  mit  unterschiedlichen  Perspektiven  auf  die  Welt  
bzw.  eine  bestimmte  Rechtsmaterie,  entsprechend  unterschiedlichen  Interessen,  aber  
auch ungleichen (Macht-)Ressourcen beteiligt sind. Wir haben es insofern mit potentiell 
sehr macht- und konflikthaltigen Prozessen zu tun, in denen verschiedene Diskurse, d.h. 
institutionell stabilisierte Wissensordnungen, aufeinandertreffen und miteinander kon-
kurrieren,  in  denen  also  Akteure  versuchen,  ihre  jeweiligen  Vorstellungen,  Ideologien  
und Interessen gegen andere Akteure durchzusetzen und rechtlich zu fixieren. Rechts-
normen sind damit in erster Linie Resultate von diskursiven Kämpfen um Definitions- 
bzw. Deutungsmacht, an deren Ende bestimmte Diskurse anderen Diskursen überlegen 
sind und ein bestimmtes Wissen, eine bestimmte Weltsicht sich durchsetzt. 

Nehmen wir als Beispiel zur Verdeutlichung der Bandbreite unterschiedlicher invol-
vierter Akteure sowie der Vielfalt konkurrierender Diskurse etwa das bevorzugte Unter-
suchungsfeld der Normgeneseforschung – das Strafrecht: Die wahrscheinlich zentralsten 
Akteure in jedem staatlichen Rechtsetzungsprozess sind Politikerinnen und Politiker, die 
in repräsentativen Demokratien die eigentlichen, durch demokratische Wahl legitimier-
ten Gesetzgeber sind. Eine normgenetische Untersuchung wird hier vor allem die macht-
politische  Dimension  des  politischen  (diskursiven)  Handelns  im Auge  haben  müssen,  
d.h. die parteipolitischen Kalküle und Strategien im Gesetzgebungsprozess. Politikerin-
nen und Politiker haben ja nicht (oder jedenfalls nicht nur) ein sachpolitisches Interesse 
an bestimmten Gesetzen oder Gesetzesreformen, sondern vor allen Dingen ein Interesse 
an der Erhaltung und Optimierung politischer Macht (dazu Stangl 1981). Dies wird sich 
entsprechend in ihrer diskursiven Praxis niederschlagen. Eine weitere, ganz wesentliche 
Gruppe, die im Prozess der Strafgesetzgebung zu berücksichtigen wäre, sind Akteurin-
nen und Akteure aus dem Bereich der Justiz, wie z.B. Staatsanwälte, Richter, Strafvertei-
diger, Rechtsanwälte, Kriminalpolizei, quasi der ›juristische Durchführungsstab‹ (Blan-
kenburg/Treiber 1975). Auch hier ist, ähnlich wie bei den politischen Entscheidungsträ-
gern,  damit  zu  rechnen,  dass  sachbezogene  Stellungnahmen  und  Argumente  oft  
überlagert sein werden von berufsgruppenspezifischen bzw. standespolitischen Interes-
sen (Verbesserung der eigenen Arbeitsbedingungen etc.). Ebenfalls nicht zu vernachläs-
sigen ist die Rolle der Ministerialbürokratie, im konkreten Beispiel vor allem des Justiz-
ministeriums. Immerhin werden in parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren Geset-
zestexte und -entwürfe fast ausschließlich durch die Beamtenschaft in den Ministerien 
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ausgearbeitet (vgl. auch Biegelbauer/Grießler 2009). Jenseits dieses engeren Kreises von 
Akteuren in einem (Straf-)Gesetzgebungsverfahren können – je nach verhandelter Ge-
setzesmaterie – noch eine ganze Reihe weiterer Interessengruppen für die Gesetzgebung 
relevant sein. So spielen in Österreich besonders auch die Arbeitgeber- und Arbeitneh-
merverbände (›Sozialpartner‹)  eine nicht  zu unterschätzende Rolle  in legislativen Ver-
fahren, insbesondere auf dem Gebiet der Sozial- und Wirtschaftspolitik (vgl. Karlhofer 
2007). Ebenso haben immer wieder auch bestimmte zivilgesellschaftliche Gruppen und 
soziale Bewegungen Einfluss auf die Gesetzgebung. So konnte etwa Gusfield (1963) am 
Beispiel des amerikanischen Prohibitionsgesetzes zeigen, dass dieses Gesetz ganz maß-
geblich das Resultat  eines »symbolischen Kreuzzuges« des damals sehr einflussreichen 
temperance movement war. Mit den strafrechtlichen Zugängen der ›neuen sozialen Bewe-
gungen‹, insbesondere der Grün- und der Frauenbewegung, befasste sich recht kritisch 
Sebastian Scheerer (1986). Auch bestimmte Berufsgruppen können mit ihren Sichtwei-
sen  und  partikularen  Interessen  maßgeblich  auf  die  Normgenese  einwirken.  Edwin  
Sutherland (1950) machte z. B. die Berufsgruppe der Psychiater als besonders treibende 
Kraft in der Gesetzgebung gegen ›Sexualpsychopathen‹ in den USA aus. In Strafprozess-
reformen der jüngeren Vergangenheit waren besonders Opferschutzorganisationen von 
großer Bedeutung und ebenso großem Einfluss (siehe die im nächsten Abschnitt darge-
stellte Opferrechte-Studie). Generell ist hier der ganze Problembereich des Lobbyings an-
gesprochen. Ebenfalls nicht zu unterschätzen ist, wie ebenfalls bereits einige normgene-
tische  Arbeiten  zeigen  konnten,  der  Einfluss  von  Massenmedien  auf  den  Prozess  der  
Rechtsentstehung über die  Problematisierung von gesellschaftlichen Missständen oder 
Problemlagen  in  medialen  Diskursen.9  Bei  bestimmten  Gesetzesmaterien  wäre  auch  
nach der Rolle der Wissenschaft und dem Einfluss wissenschaftlicher Experten im Ge-
setzgebungsprozess zu fragen (im Strafrechtskontext vor allem der Kriminologie). Und 
schließlich wären auch, mit Blick auf die Eigenlogik des Rechts als eines gesellschaftli-
chen Teilsystems, juristische Fachdiskurse mit einzubeziehen, etwa in Form von rechts-
wissenschaftlicher Literatur. Solche Fachdiskurse geben nicht nur Einblick in die konti-
nuierliche ›Selbstbeobachtung‹ des juristischen Systems, sondern auch in die Arten und 
Weisen,  wie bestimmte gesellschaftliche Phänomene und Problemlagen in der Rechts-
sphäre verarbeitet und quasi rechtlich codiert und in die Rechtssprache übersetzt wer-
den.  Die  Berücksichtigung  der  rechtlichen  Eigenlogik  ist,  wie  bereits  erwähnt,  umso  
mehr geboten, als  mit der zunehmenden Internationalisierung des Rechts (so etwa im 
Zusammenhang mit der europäischen Strafrechtsharmonisierung) für nationale Gesetz-
gebungsverfahren immer öfter internationale rechtliche Vorgaben gelten.

Es gibt also, wie hier nur ganz grob veranschaulicht wurde, eine ganze Reihe unter-
schiedlicher  Akteure,  die  in  Gesetzgebungsprozessen  in  Erscheinung  treten  können.  
Dementsprechend kann auch vom Vorhandensein unterschiedlicher, von diesen Akteu-
ren praktizierter und miteinander konkurrierender Diskurse ausgegangen werden. Aus 
diskursanalytisch-rechtsnormgenetischer  Sicht  vollzieht  sich  die  Rechtsentstehung  

9	 Siehe z.B. Nils Helmkes (2011) Untersuchung zur Normsetzung des Stalkings oder auch die zitierte 
Studie von Sutherland (1950) zur Sexualpsychopathen-Gesetzgebung.
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gleichsam in einer Art diskursivem Spannungsfeld, in dem unterschiedliche Werte, Inte-
ressen, Vorstellungen und Weltsichten aufeinandertreffen und um Eingang in (und um 
Legitimation durch) den rechtlichen Kodex ringen. Dieses Spannungsfeld gilt es zu ana-
lysieren, welche unterschiedlichen Diskurse hier aufeinandertreffen, wie diese Diskurse 
(insbesondere inhaltlich) beschaffen und strukturiert  sind,  worin sie sich voneinander 
unterscheiden,  welche  Gemeinsamkeiten  sie  womöglich  haben  (›Diskurskoalitionen‹),  
welche und auf welche Weise sich institutionsspezifische Interessenslagen in den jeweili-
gen Diskursen manifestieren, welche konkreten diskursiven Strategien Akteure zur Er-
reichung ihrer Ziele einsetzen und welche(r) Diskurs(e) am Ende dominieren, d.h. wel-
che Weltsichten und Wirklichkeitskonstruktionen letztendlich rechtlich fixiert und mit 
der Legitimität des Rechts versehen werden. Welches Wissen über die Welt und die Ge-
sellschaft  wird  in  diesen  Prozessen  erzeugt?  Und  welche  alternativen  Wissensformen  
werden dabei disqualifiziert und damit faktisch als Unrecht codiert? 

Ziel einer Diskursanalytischen Rechtsnormgeneseforschung ist in diesem Sinne die 
Rekonstruktion und Beschreibung verschiedener im Rechtsentstehungsprozess konkur-
rierender Diskurse und die Untersuchung ihrer Auswirkungen auf die konkrete Ausge-
staltung von Gesetzen und ihrer Inhalte.

4	� Die diskursive Konstruktion des Straftatopfers in der  
österreichischen Strafprozessreform

Im Folgenden wird der in den vorangegangenen Textabschnitten skizzierte diskursanaly-
tische Zugang zum Phänomen der Rechtsentstehung an einem empirischen Fallbeispiel 
exemplarisch  dargestellt  und  diskutiert.  Die  nachfolgenden  Ausführungen  sind  dabei  
nicht schon als eine konsequente praktische Umsetzung des entwickelten diskursanaly-
tisch-rechtsnormgenetischen Forschungsansatzes zu verstehen – eine solche würde den 
Rahmen  des  vorliegenden  Beitrages  sprengen.  Vielmehr  ist  beabsichtigt,  mithilfe  von  
ausgewählten  Forschungsergebnissen  die  Relevanz  diskursanalytischer  Forschungszu-
gänge für die Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen plausibel zu machen und 
zu zeigen, welche Perspektiven ein diskursanalytischer Ansatz eröffnet und welche (zu-
sätzlichen) Einsichten in den Verlauf und die Dynamik von Gesetzgebungsprozessen ein 
solcher Ansatz zu liefern verspricht. 

Zurückgegriffen wird hierfür auf eine bereits ältere Studie des Autors zur Entstehung 
und Entwicklung von Opferrechten im Rahmen der österreichischen Strafprozessreform 
von 2008.10 Diese Reform stand – wie auch andere jüngere Strafprozessreformen in Eu-
ropa – besonders im Zeichen des Opferschutzes und der stärkeren Berücksichtigung der 
Interessen von Straftatopfern im Strafprozess. Traditionell waren Straftatopfer lange Zeit 
keine Subjekte des Strafverfahrens und praktisch strafrechtlich marginalisiert. Erst Ende 
der 1970er, Anfang der 1980er Jahre begann eine Art Reintegrationsprozess, durch den 
die verfahrensrechtliche Stellung von Straftatopfern sukzessive aufgewertet wurde (dazu 

10	 Einige wesentliche Ergebnisse dieser Studie wurden bereits auch in Stückler (2014) vorgestellt.
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Stangl 2008). Die Strafprozessreform von 2008 stellt in dieser Hinsicht einen neuen, vor-
läufigen Höhepunkt dieser Entwicklung dar. Eine bedeutende Innovation der Reform ist 
dabei insbesondere die Definition des Straftatopfers selbst, d.h. der Begriff des ›Opfers‹ 
als rechtssprachlicher Terminus der österreichischen Strafprozessordnung. Gerade die-
ser unmittelbar definitorische Aspekt ist aus diskursanalytischer Perspektive freilich be-
sonders interessant und legt ein diskursanalytisches Vorgehen geradezu nahe. Die for-
schungsleitende Hypothese lautete nun, dass an der Gesetzwerdung der neuen Strafpro-
zessordnung viele verschiedene institutionelle Akteure beteiligt waren – von Vertretern 
der  Ministerialbürokratie  und  der  Rechtswissenschaft  über  justizielle  Akteure  wie  
Staatsanwälte, Richter und Strafverteidiger bis hin zu Politikern und diversen anderen 
Interessenvertretern (z.B. Opferschutzorganisationen) –, die entsprechend unterschied-
liche Standpunkte und Positionen zur Materie einnahmen und insofern nicht nur unter-
schiedliche Zugänge zu strafprozessualen Opferrechten, sondern in weiterer Folge auch 
sehr verschiedene Vorstellungen von einem Straftatopfer hatten. Angenommen wurde 
also, dass sich im Gesetzgebungsprozess unterschiedliche, miteinander konkurrierende 
Opferdiskurse,  im Sinne von differenten opferbezogenen Denkmustern und Wissens-
ordnungen, identifizieren lassen, wobei sich im Verlauf des legislativen Verfahrens mit 
der  konkreten  Definition  und  Ausgestaltung  von  Opferrechten  (ein)  bestimmte(r)  
Diskurs(e) durchsetzen und auf diese Weise ein ganz bestimmtes opferbezogenes Denk-
schema  rechtlich  fixiert  und  somit  rechtsverbindlich  wird,  dieses  dabei  zugleich  aber  
auch überhaupt erst erzeugt und so gleichsam die Sinnfigur des ›Opfers‹ diskursiv kon-
struiert wird.

Für  die  im  Rahmen  der  Studie  durchgeführte  Analyse  wurde  das  Forschungspro-
gramm der Wissenssoziologischen Diskursanalyse (WDA) gewählt  (Keller 2004,  2005,  
2006; Keller u.a. 2005). Es dürfte freilich nicht grundsätzlich etwas dagegen sprechen, für 
die diskursanalytische Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen auch andere dis-
kursanalytische Herangehensweisen zu wählen.  Die WDA stellt  jedoch aufgrund ihrer 
theoretisch-methodologischen  Ausrichtung  einen  besonders  brauchbaren  Ansatz  dar.  
Dieses Forschungsprogramm zeichnet sich bekanntlich durch eine Verknüpfung von So-
zialkonstruktivismus in der Tradition von Berger/Luckmann (1966\2004) und der Fou-
caultschen Diskurstheorie (Foucault 1974, 1981, 2003a) aus. Die Verknüpfung dieser bei-
den theoretischen Ansätze besteht vor allem darin, den traditionell eher mikrosoziologi-
schen Fokus der sozialkonstruktivistischen Wissenssoziologie, die sich vorwiegend der 
Rekonstruktion  von  Wissensbeständen  individueller  Akteure  in  verschiedensten  Kon-
texten (etwa im Sinne von Alltagswissen) widmet, durch die Berücksichtigung diskurs-
theoretischer Annahmen auf der meso- und makrosozialen Ebene, d. h. hin zu instituti-
onellen Strukturierungen und zum Handeln kollektiver Akteure, zu erweitern. Die WDA 
dehnt  also  die  Untersuchung  der  »gesellschaftlichen  Konstruktion  der  Wirklichkeit«  
(Berger/Luckmann 1966\2004) von der Mikro- auf die Meso- und Makroebene aus. Zu-
gleich öffnet sie aber auch den Foucaultschen Diskursbegriff für handlungstheoretische 
und  prozessorientierte  Perspektiven  des  sozialkonstruktivistischen  Paradigmas,  die  es  
ermöglichen, soziale Akteure nicht bloß als Träger gesellschaftlicher Wissensordnungen, 
sondern als aktive Produzenten und Rezipienten von Diskursen zu begreifen. 
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Für die Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen liefert dieser Ansatz nun in 
mehrerlei Hinsicht eine sehr geeignete Perspektive: Zunächst einmal ermöglicht es die 
WDA, die Entstehung und Setzung von Recht als Produkt menschlichen Handelns auf-
zufassen. Gesetze entstehen ja, wie oben dargelegt, nicht einfach in und durch anonyme 
Systeme und Strukturen, sondern sind letztlich das Produkt handelnder, wenn auch na-
türlich durch ihre soziale Position und ihre institutionelle Eingebundenheit sowie damit 
verbundene Interessenslagen und Weltsichten geprägter und in ihrem Handeln geleiteter 
Menschen. Gesetzgebung lässt sich also nicht hinreichend unter bloßem Rekurs auf abs-
trakte Interessen, ›die‹ Produktionsverhältnisse oder gar so etwas wie den Volksgeist ver-
stehen (vgl. Rehbinder 2009, S. 173). Sondern am Ende sind es – und das gilt umso mehr 
in  einem  kleinen  Land  wie  Österreich  –  konkrete,  benennbare  Personen,  die  hier  am  
Werk sind. 

Gleichzeitig  –  und quasi  parallel  zu  einer  betont  handlungstheoretischen Orientie-
rung – findet eine wissenssoziologisch-diskursanalytische Untersuchung aber auch stets 
auf der Ebene von Institutionen und Organisationen statt; auf ebenjener Ebene also, auf 
der  sich  letztlich  auch  die  Rechtsetzung  ganz  maßgeblich  vollzieht.  Gerade  das  Recht  
stellt einen gesellschaftlichen Bereich dar, der dem unmittelbaren (Alltags-)Handeln der 
Menschen weitestgehend entzogen ist. So entstehen Gesetze ausschließlich innerhalb in-
stitutioneller Felder wie Jurisprudenz, Justiz, (Partei-)Politik etc. In den Blick rücken hier 
also kollektive Handlungs-, Wahrnehmungs- und Denkstrukturen sowie, nicht zuletzt,  
institutionsspezifische Interessenkonstellationen. So wenig bei der Analyse das Handeln 
konkreter, an der Gesetzgebung beteiligter Personen außer Acht zu lassen ist, so wenig 
kann der Prozess der Rechtsentstehung ohne Berücksichtigung sich im Gesetzgebungs-
prozess artikulierender, in Institutionen geronnener Interessen verstanden werden, seien 
es ökonomische, politische oder bürokratische. Diese institutionsspezifischen Interessen 
werden im Gesetzgebungsprozess von den beteiligten Personen repräsentiert und mani-
festieren sich dabei insbesondere in deren diskursiven Praxen und den dabei eingesetz-
ten diskursiven Strategien.11 

Eine weiteres Charakteristikum der WDA besteht schließlich darin, dass sie – wieder 
dank  der  Zusammenführung  von  Wissenssoziologie  und  Diskurstheorie  –  auch  eine  
ganze Reihe von wissenssoziologischen Konzepten zur Verfügung stellt, die für eine ver-
tiefende Untersuchung der  inhaltlichen Strukturierung von Diskursen genutzt  werden 

11 	 Die  Verknüpfung  von  Sozialkonstruktivismus  und  Diskurstheorie  in  der  WDA  kann  in  diesem  
Lichte als besonderes Bemühen aufgefasst werden, dem dialektischen Verhältnis von Handeln und 
Struktur Rechnung zu tragen: Gesellschaftliche Strukturen und Institutionen prägen das Handeln 
der Menschen, zugleich sind aber Strukturen immer Resultate menschlicher Praxis, gehen also aus 
dem Handeln hervor. Reiner Keller spricht in diesem Zusammenhang von Diskursen als zugleich 
strukturierten und strukturierenden Strukturen (Keller 2005, S. 184 ff.). Diese Dialektik – und das 
gilt  nicht nur für die theoretisch-methodologische Konzeptionalisierung von Rechtsentstehung – 
ist weder in die eine noch in die andere Richtung aufzulösen; jedenfalls nicht, ohne dabei eines der 
beiden Momente – Handeln oder Struktur – in unzulässiger Weise zu hypostasieren und die For-
schungsperspektive dementsprechend zu verengen. In der WDA ist dieses dialektische Verhältnis 
explizit, jedenfalls dem theoretischen Anspruch nach, berücksichtigt.
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können (z.B. Deutungsmusteranalyse). Mithilfe dieser Konzepte konnte etwa mit Blick 
auf die Analyse von miteinander konkurrierender Opferdiskurse während der Strafpro-
zessreform auch danach gefragt werden, welche opferbezogenen Deutungsmuster in den 
verschiedenen institutionsspezifischen Diskursen zirkulieren, d.h. wovon die am Gesetz-
gebungsprozess beteiligten Akteure eigentlich reden, wenn sie vom ›Opfer‹ reden, und 
nachvollzogen  werden,  wie  sich  verschiedene  Opferdiskurse  durch  die  spezifische  Art  
und Weise der Verknüpfung solcher Deutungsmuster überhaupt als (unterschiedliche) 
Diskurse konstituieren. Nicht zuletzt aufgrund dieses reichhaltigen analytischen Instru-
mentariums zur vertiefenden interpretativen Analyse von Diskursen stellt die WDA mei-
nes Erachtens einen recht vielversprechenden theoretisch-methodologischen Ansatz für 
die Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen dar. 

Bevor zur Darstellung einiger wesentlicher Ergebnisse übergegangen werden kann,  
sollen noch ein paar kurze Angaben zum Datenmaterial und zum methodischen Vorge-
hen der Studie erfolgen:12 Als Datenmaterial für die Untersuchung wurden überwiegend 
Unterlagen und Dokumente aus dem Gesetzgebungsprozess der Strafprozessreform her-
angezogen. Gesetzgebungsprozesse durchlaufen in der Regel viele verschiedene Stadien, 
die sich durchaus über einen Zeitraum von mehreren Jahren erstrecken können. Dabei 
produzieren sie jede Menge schriftliches Material, von zahlreichen Stellungnahmen und 
Gutachten diverser beteiligter Institutionen, verschiedensten Berichten bis hin zu steno-
graphischen Protokollen von Parlaments-  und Ausschusssitzungen,  nicht  zu vergessen 
die einzelnen Gesetzesentwürfe selbst. Auf diese Weise konnte ein recht umfangsreiches 
Datenkorpus zusammengestellt werden, bestehend aus dem Ministerialentwurf des Straf-
prozessreformgesetzes,  der  Regierungsvorlage, 50  Stellungnahmen  aus  dem  Begutach-
tungsverfahren, sechs Protokollen von Justizunterausschusssitzungen, dem Justizausschuss-
bericht sowie  zwei  stenographischen Protokollen  von  Sitzungen  im  Nationalrat  und  im  
Bundesrat. Abgedeckt ist mit diesem Analysematerial ein Zeitraum von knapp drei Jah-
ren, vom Ministerialentwurf im April 2001 bis zum Gesetzesbeschluss im Parlament im 
Februar/März 2004.13 Ausgewertet wurden die zusammengetragenen Unterlagen schließ-

12	 Die  WDA selbst  stellt  bekanntlich keine spezifische Methode dar,  sondern lediglich eine theore-
tisch-methodologische Perspektive.  Das konkrete methodische Vorgehen hinsichtlich der Daten-
auswertung  ist  stets  vom Gegenstandsbereich  der  Untersuchung und der  jeweiligen  Forschungs-
frage abhängig zu machen. 

13	 Es ist darauf hinzuweisen, dass hier auf den engeren (parlamentarischen) Gesetzgebungsprozess fo-
kussiert wird. Wie bereits weiter oben ausgeführt, würde die Untersuchung eines Normgenesepro-
zesses im Idealfall auch das gesamte (und mitunter um ein Vielfaches umfangreichere) Vorfeld be-
rücksichtigen. Was die österreichische Strafprozessreform betrifft, so erstreckt sich diese mitsamt 
ihres Vorfeldes streng genommen bis weit in die 1980er Jahre zurück. In diesem Zeitraum ist auch 
die gesamte Opferrechtsdiskussion erst entstanden. Eine zu einem früheren Zeitpunkt ansetzende 
Analyse könnte daher insofern zusätzliche Einblicke liefern, als sie in historischer Perspektive die 
Entwicklung des  straf(prozess)rechtlichen Opferdiskurses  zu  rekonstruieren hätte,  der  zum Zeit-
punkt, an dem die hier verhandelte Studie einsetzt, bereits sehr stark institutionalisiert und ausdif-
ferenziert ist.  Nicht berücksichtigt in der gegenständlichen Studie sind im Übrigen auch mediale 
Diskurse, die freilich den Verlauf der Reform in opferrechtlicher Hinsicht durchaus positiv oder ne-
gativ beeinflusst haben könnten.
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lich unter  Rückgriff  auf  Kodierverfahren der  Grounded Theory (Strauss/Corbin 1996;  
Strauss 1998) sowie auf sequenzanalytische Interpretationsstrategien aus der Sozialwis-
senschaftlichen  Hermeneutik  (dazu  z.B.  Hitzler/Honer  1997).14  Einige  zentrale  Ergeb-
nisse der Analyse werden nun im Folgenden vorgestellt.

4.1	� Konkurrierende Diskurse des Straftatopfers: ›Opfer‹ versus 
›Geschädigter‹

Die Strafprozessreform mit  ihrer  Opferrechtsdebatte  ist  unter  diskursanalytischen Ge-
sichtspunkten, wie eingangs erwähnt, nicht zuletzt deshalb und insofern besonders inte-
ressant, als im Mittelpunkt der Diskussionen um die Opferrechte und deren Ausgestal-
tung während all der unterschiedlichen Stadien der Strafprozessreform zunächst einmal 
eine rein semantische Frage stand. Diese drehte sich im Wesentlichen darum, wie denn 
ein Straftatopfer in der künftigen Strafprozessordnung zu bezeichnen und zu definieren 
sei. In dieser Diskussion begegneten einander zwei unterschiedliche Begriffe, die um die 
Aufnahme in den Normenkatalog der Strafprozessordnung konkurrierten. Es sind dies 
die Begriffe des ›Geschädigten‹ und des ›Opfers‹. 

Der Geschädigtenbegriff  trat vor allem im Ministerialentwurf und der Regierungs-
vorlage, also in einer frühen Phase des legislativen Verfahrens, in Erscheinung. In diesen 
Gesetzesentwürfen war von ›Opfern‹ noch keine Rede bzw. – eigentlich präziser – sie ver-
zichteten auf den Opferbegriff und bevorzugten den »einheitlichen Begriff des ›Geschä-
digten‹« (Bundesministerium für Justiz 2001, 2. Teil: S. 111 f.). Man könnte wohl auch 
sagen, der Opferbegriff wurde vermieden, und zwar aufgrund einer befürchteten Emoti-
onalisierung von Strafprozessen und – wie es in einer Fußnote in den Erläuterungen zum 
Ministerialentwurf  heißt  –  seines  »symbolischen  Charakters«  (ebd.).  Eine  Beteiligung  
von Straftatopfern am Verfahren sei  zwar durchaus auch als Ausdruck besonderer Be-
troffenheit  aufzufassen,  vielfach  werde  dabei  aber  vorrangig  das  Ziel  verfolgt,  »privat-
rechtliche Ansprüche im Strafverfahren durchzusetzen« (ebd., S. 115). Dem werde daher 
gewissermaßen der Geschädigtenbegriff besser gerecht.15 

Von Opferrechtlern (allen voran die  Opferschutzorganisation Weisser  Ring) wurde 
diese Auffassung massiv kritisiert. Die terminologische Kopplung des Geschädigtenbe-
griffs  an den ›Schaden‹ reduziere Straftatopfer geradezu auf zivilrechtliche Ansprüche,  
wodurch praktisch  all  jene  Straftatopfer  kategorisch  ausgeschlossen würden,  die  keine  
solchen  Ansprüche  geltend  machen  könnten  oder  wollten,  aber  nichtsdestoweniger  
durch eine strafbare Handlung viktimisiert wurden. Insbesondere seien hier Gewalt- und 
Sexualopfer, vor allem aber auch Opfer familiärer Gewalt betroffen. Dies bedeute wiede-
rum  eine  Bagatellisierung  verständlicher  Genugtuungsbedürfnisse  von  Straftatopfern,  

14	 Eine etwas detailliertere Beschreibung des Datenmaterials und der Datenauswertung findet sich in 
Stückler (2014).

15	 Es ist an dieser Stelle übrigens eine Erwähnung wert, dass der Begriff des ›Geschädigten‹ aus dem 
Zivilrecht übernommen wurde.
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weshalb der Begriff des ›Opfers‹ gegenüber dem Geschädigtenbegriff zu bevorzugen sei, 
da dieser auf eine Traumatisierung durch die Straftat rekurriere. Das größte Anliegen von 
Straftatopfern sei es, als Opfer anerkannt zu werden. Schadenersatz und sogar eine harte 
Bestrafung von Tätern seien dagegen, jedenfalls zunächst, zweitrangig. Überdies verwie-
sen die Opferrechtler auf den EU-Rahmenbeschluss vom 15. März 2001 (Rat der Europä-
ischen Union 2001), der verbindliche Vorgaben für die Mitgliedstaaten hinsichtlich der 
Verbesserung der Verfahrensstellung von Straftatopfern macht und dabei selbst den Op-
ferbegriff verwendet. Am Ende, nach langen und zähen Diskussionen im Laufe des Justi-
zausschusses, setzten sich die Opferrechtler durch, und der Opferbegriff wurde schließ-
lich anstatt des ›Geschädigten‹ in den Gesetzestext aufgenommen.

Die hier zum Ausdruck kommende semantische Differenz zwischen dem ›Geschädigten‹ 
und dem ›Opfer‹ ist nun freilich insofern besonders aufschlussreich, als sie bei genauerer 
Betrachtung recht unterschiedliche Vorstellungen von einer Person wiedergibt, die durch 
eine Straftat in ihren Rechten verletzt wurde. Aus diskursanalytischer Sicht können wir 
hier im Grunde von zwei verschiedenen, miteinander konkurrierenden Opferdiskursen 
sprechen.

Auf der einen Seite steht ein insbesondere innerhalb der Justiz, vor allem aber von den 
federführenden Legisten im Justizministerium praktizierter Diskurs, der sich rund um 
den Begriff des ›Geschädigten‹ konstituiert.  Dieser ist wiederum selbst terminologisch 
recht offenkundig an einen durch die Straftat entstandenen ›Schaden‹ geknüpft. In der 
Regel handelt es sich dabei um einen materiellen, quantifizierbaren Schaden, der die Ab-
leitung und Geltendmachung eines Schadenersatzanspruches erlaubt. In der durch die-
sen Diskurs transportierten Vorstellung ist der Geschädigte ein rational Handelnder, der 
autonom und aus freien Stücken Entscheidungen trifft. Wird der Geschädigte durch eine 
Straftat in seinen materiellen Rechten verletzt und möchte die daraus erwachsenden pri-
vatrechtlichen Ansprüche im Rahmen des Strafprozesses durchsetzen, schließt er sich als 
Privatbeteiligter (oder wie es in Deutschland heißt: Nebenkläger) dem Verfahren an. Er 
stellt Beweisanträge, nimmt Einsicht in Prozessakten, beantragt im Falle einer Verfahren-
seinstellung  dessen  Fortführung,  kurz:  er  spielt  im  Prinzip  eine  recht  aktive  Rolle  im  
Strafverfahren. 

Im hauptsächlich von Opferschutzorganisationen repräsentierten ›Opferdiskurs‹ hin-
gegen wird das Straftatopfer vollkommen anders, ja nahezu als das komplette Gegenteil 
des ›Geschädigten‹ gezeichnet. Anders als der Begriff des ›Geschädigten‹ ist der Opferbe-
griff semantisch gekoppelt an das ›Trauma‹. Das Trauma stellt auf eine persönliche Be-
troffenheit des Straftatopfers ab, auf eine besondere emotionale und nachhaltige Belas-
tung durch die Straftat. Das Opfer erfährt einen Eingriff in seine körperliche, mitunter 
auch sexuelle Integrität, nicht zuletzt mittelbare Gewalt in Form von gefährlichen Dro-
hungen, und auf diesem Wege eine psychische Destabilisierung. Es ist also in erster Linie 
ein immaterieller Schaden, den das Opfer einer Straftat erleidet.  Dies bedeutet freilich 
nicht, dass ein Opfer nicht auch einen materiellen Schaden erleiden kann, bloß wird das 
Opfer nicht über einen solchen materiellen Schaden definiert. Das zentrale Moment in 
der Vorstellung vom Opfer besteht in seiner Traumatisierung durch die Straftat, in der 
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Viktimisierung als einer Art Kontingenzerfahrung: Opferwerdung bedeutet den Verlust 
des Vertrauens in die Kontinuität des Alltags. Das Opfer ist nachhaltig in seinem Sicher-
heitsgefühl und seinem Normvertrauen beeinträchtigt, psychisch destabilisiert und von 
Ängsten geplagt, bis hin zu posttraumatischen Belastungsstörungen. 

Dementsprechend hat ein ›Opfer‹ auch ganz andere Interessen und Bedürfnisse als 
ein  ›Geschädigter‹.  Wie  vor  allem Opferrechtler  betonen,  geht  es  dem Opfer  zunächst  
einmal darum, als Opfer wahrgenommen zu werden. Seine Traumatisierung durch die 
Straftat soll zur Kenntnis und das Opfer in seinem Leid ernst genommen werden. Wäh-
rend also der ›Geschädigte‹ ein vor allem materiell verstandenes Wiedergutmachungsin-
teresse verfolgt, strebt das ›Opfer‹ eher nach so etwas wie Genugtuung. Es möchte als Op-
fer anerkannt werden und erwartet eine strafrechtliche Reaktion auf die ihm widerfah-
rene  Tat.  Am  Ende  mag  durchaus  auch  eine  finanzielle  Wiedergutmachungsleistung  
seitens des Täters eine Rolle spielen, aber zunächst geht es dem Opfer um die Anerken-
nung als solches. 

Verglichen mit dem ›Geschädigten‹, begegnen wir im ›Opfer‹ also einer Person, die 
sich  nicht  durch  rationale  und  autonome  Handlungsfähigkeit  auszeichnet,  sondern  
durch emotionale Betroffenheit. Ganz im Gegenteil also: In der für den Opferbegriff so 
konstitutiven Traumatisierung scheint geradezu ein Moment des Irrationalen auf. Und 
wenn das Opfer etwas nicht ist, dann autonom. Vielmehr geht das Opfer infolge der Op-
fererfahrung seiner Rationalität und seiner Autonomie sozusagen verlustig und kann da-
her im Verfahren gar nicht die aktive, starke Rolle einnehmen, die dem Geschädigten zu-
geschrieben wird. Für das Opfer bedeutet ein Strafverfahren zunächst eher eine Bedro-
hung  und  potentiell  eine  erneute  Traumatisierung,  als  dass  es  den  Prozess  auch  nur  
annähernd  so  souverän  wie  der  Geschädigte  durchlaufen  könnte.  Es  benötigt  daher  
Schonung und Rücksichtnahme, um nicht infolge des Verfahrens eine Reviktimisierung 
zu erleiden, also durch das Strafverfahren eine erneute Traumatisierung zu erfahren. Ist 
also der ›Geschädigte‹  stark,  autonom, aktiv und rational,  so ist  das ›Opfer‹  quasi  sein 
schwaches, emotionales und hilfsbedürftiges Pendant. Aus dieser Schwäche und Hilflo-
sigkeit des Opfers wird schließlich eine besondere Schutzbedürftigkeit abgeleitet.16 

16	 Dieses Bild des schwachen und schutzbedürftigen Opfers, das der ›Opferdiskurs‹ zeichnet, ist übri-
gens umso interessanter, als im Datenmaterial an so gut wie keiner Stelle je von Schwäche die Rede 
ist.  Gerade  auf  Seiten  der  Opferrechtler  kommt  diese  Vokabel  überhaupt  nicht  zur  Verwendung  
bzw. wird vermieden, zumal auch in der viktimologischen Literatur eine Traumatisierung mit allen 
ihren möglichen Begleitsymptomen mitnichten als  ein Zeichen persönlicher Schwäche oder der-
gleichen interpretiert wird, sondern eigentlich als eine eher normale Reaktion auf eine abnorme Si-
tuation, die den Alltag eines Menschen zutiefst erschüttert (vgl.  z.B. Wenzel/Dantendorfer 2004). 
Dass die Akteure durchweg nicht von Schwäche reden, wenn sie vom schwachen und schutzbedürf-
tigen Opfer reden, lässt sich in diesem Lichte als ein diskursiv etablierter Kontext interpretieren, der 
es gewissermaßen verbietet, Opferwerdung und Opfersein mit Schwachheit zu assoziieren. Begriffe 
wie dieser können nicht verwendet werden, ohne als Sprecher oder Sprecherin in den Verdacht der 
Abwertung zu geraten. Nichtsdestoweniger schwingen sie in der Konstruktion des Opfers freilich 
immer latent mit, denn letztlich ist es die Schwäche, die Hilflosigkeit, die Ohnmacht – wie auch im-
mer man es  nennen mag –,  woraus überhaupt erst  eine besondere Schutzbedürftigkeit  abgeleitet  
werden kann. 
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Schlussendlich, am Ende der Beratungen im Justizausschuss, setzten sich die Opferrecht-
ler mit ihrem ›Opferdiskurs‹ durch und wurde der Opfer- anstatt des Geschädigtenbe-
griffs in den Gesetzestext aufgenommen – trotz langwährenden und zähen Widerstands 
der federführenden Legisten im Justizministerium. Deren Unbehagen richtete sich, wie 
gesagt, gegen eine mit dem Opferbegriff konnotierte Emotionalisierung von Strafverfah-
ren, die mit dem eigentlichen Strafprozesszweck – der Feststellung der Schuld des Ange-
klagten – disharmoniere und potentiell  sogar kontraproduktiv sei.  Nunmehr sind also 
alle Straftatopfer per definitionem ›Opfer‹. Diese Einheitlichkeit, auf die der Gesetzgeber 
besonders Wert gelegt hat, um der Schaffung eines erlesenen Kreises besonders betroffe-
ner  Straftatopfer  vorzubeugen,  ist  freilich,  bei  genauerem  Hinsehen,  eine  künstliche.  
Auch wenn das Gesetz heute alle Straftatopfer – vom Gewaltopfer bis hin zum ›Opfer‹ ei-
nes Kreditkartenbetruges – einheitlich als ›Opfer‹ auffasst, so bleibt doch die Vorstellung 
von der Schutzbedürftigkeit  des Opfers – und war daher auch der Diskurs der Opfer-
rechtler  –  stets  gebunden  an  eine  ganz  bestimmte  Gruppe  besonders  traumatisierter  
Straftatopfer. Wir begegnen der Kategorie des besonders schützenswerten Opfers nicht 
zuletzt in zahlreichen Bestimmungen der reformierten Strafprozessordnung zum Schutz 
und zur Schonung von Gewalt- und Sexualopfern, wie sie im weiteren Verlauf des Re-
formprozesses noch kodifiziert werden sollten (siehe unten). Dem besonderen Rechtsan-
spruch dieser Opfer hätte es daher wahrscheinlich stärker entsprochen, wenn man so-
wohl  den Geschädigten-  als  auch den Opferbegriff  in  den Gesetzestext  aufgenommen 
hätte. Die kontrafaktische Einheitlichkeit des Opferbegriffes der neuen Strafprozessord-
nung mag unter Umständen ein Beispiel dafür sein, wie sich die im theoretischen Teil 
hervorgehobene Eigenlogik des Rechts  konkret  in gesetzlichen Bestimmungen nieder-
schlagen kann.

In  dem  erörterten  Gegensatz  zwischen  Geschädigtendiskurs  und  Opferdiskurs  dürfte  
sich letztendlich gerade auch der  eingangs  angesprochene strafrechtliche  Paradigmen-
wechsel, hin zu einer stärkeren Opferorientierung im Strafprozess, widerspiegeln, der in 
den Opferrechten der neuen Strafprozessordnung einen neuen, vorläufigen Höhepunkt 
erreicht.  Der  ›Geschädigte‹  scheint  weitestgehend  einer  Opferkonzeption  zu  entspre-
chen, die Wolfgang Stangl in seiner bereits zitierten Abhandlung über die Reintegration 
des Straftatopfers in das Strafverfahren – gleichsam, wenn auch eher implizit, in histori-
scher Perspektive verschiedene strafrechtliche Opferdiskurse herausarbeitend – das »au-
tonome und eigenverantwortliche Opfer« nennt (Stangl  2008,  S.  18).  Dabei  handelt  es  
sich um ein Opferverständnis, das laut Stangl aus der Strafrechtsreform von 1975 emer-
giert und das Straftatopfer als Personen auffasst, »die autonom und souverän […] mit ih-
ren  erlittenen  Beeinträchtigungen  umzugehen  vermögen«  (ebd.).  Diese  Opferkonzep-
tion  habe  sich  damals  in  der  Ausgestaltung  einer  Reihe  von  Straftatbeständen  als  Er-
mächtigungs-  und  Privatanklagedelikte  niedergeschlagen,  die  für  die  Strafverfolgung  
entweder einer ausdrücklichen Ermächtigung des Staatsanwalts durch das Straftatopfer 
bedurften oder die die Strafverfolgung, bei Privatanklagedelikten, überhaupt in das freie 
Ermessen der geschädigten Person stellten, was zur damaligen Zeit eine erhebliche Auf-
wertung der Opferrolle bedeutete. In der jüngsten und hier verhandelten Strafprozessre-
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form von 2008 wird nun für die angestrebte weitere Aufwertung der Rolle des Geschädig-
ten und die stärkere Berücksichtigung von Geschädigteninteressen im Strafverfahren – 
quasi  als  Weiterentwicklung  des  Konzepts  –  der  Fokus  besonders  auf  den  Aspekt  der  
Wiedergutmachung gelegt, die wiederum augenscheinlich als ein vorwiegend materielles 
Interesse interpretiert wird: Der Geschädigte hat durch die Straftat einen Schaden erlit-
ten, und den möchte er in Form von Schadenersatz wiedergutgemacht bekommen, und 
eben dazu dient ihm das Strafverfahren, dem er sich als Privatbeteiligter zur Geltendma-
chung von privatrechtlichen Ansprüchen anschließen können soll. 

Das ›Opfer‹ steht hingegen für eine ganz neue Konzeption des Straftatopfers, ein seit 
den 1980er Jahren aus der Kritik an der lange Zeit  strafrechtlich marginalisierten und 
späterhin  eigenverantwortlichen  Rolle  des  Straftatopfers  hervorgehendes  Verständnis,  
das sich nun in den Rechtsnormen der reformierten Strafprozessordnung wiederfinden 
möge. Diesem Opferbild zufolge sind Straftatopfer mitnichten jene autonomen und sou-
veränen Personen, wie sie der Geschädigtenbegriff versteht. Vielmehr sind sie durch die 
Straftat  traumatisiert  und  bedürfen  des  Schutzes  und  der  Schonung.  Wolfgang  Stangl  
spricht  in  diesem Kontext  vom »schutzbedürftigen und anspruchsberechtigten Opfer«  
(ebd.). Die Begriffe des ›Geschädigten‹ und des ›Opfers‹ können mithin als stellvertre-
tende Chiffren zweier divergierender Paradigmen aufgefasst werden, die einander in der 
Opferrechtediskussion während der Strafprozessreform gegenüberstanden. 

4.2	 Schutzbedürftige und anspruchsberechtigte Opfer

Eine  weitere  Ebene  der  Opferrechtsdiskussion  während der  österreichischen Strafpro-
zessreform, neben der Definition des Opferbegriffes der neuen Strafprozessordnung, be-
traf die Frage der konkreten Ausgestaltung von Opferrechten, ganz besonders aber auch 
das  Ausmaß,  das  die  angestrebte  Aufwertung  der  verfahrensrechtlichen  Stellung  von  
Straftatopfern  annehmen  sollte.  Nach  der  Durchsetzung  des  Opferbegriffes  durch  die  
Opferrechtler  war  die  Debatte  vor  allem  auf  die  Frage  fokussiert,  wie  der  besonderen  
Schutzbedürftigkeit  von  Straftatopfern  im  Strafprozess  Rechnung  getragen  werden  
könnte und welche gesetzlichen Regelungen hierfür vorzusehen wären. Auch hier lassen 
sich zwei verschiedene Diskurse identifizieren, die im Wesentlichen aus den beiden oben 
beschriebenen  Diskursen  –  ›Geschädigtendiskurs‹  und  ›Opferdiskurs‹  –  hervorgehen  
und divergierende Vorstellungen hinsichtlich der Ausgestaltung und der Reichweite von 
Opferrechten transportieren.

Auf der einen Seite steht ein Diskurs, der unter dem Begriff ›Schutzbedürftigkeit‹ zu-
sammengefasst  werden kann.  Dieser  Diskurs  stellt  im Prinzip  einen Sub-Diskurs  bzw.  
eine Weiterentwicklung des Geschädigtendiskurses dar und wird vor allem auch von des-
sen hauptsächlichen Akteuren getragen und praktiziert, d. h. von weiten Teilen des justi-
ziellen  Feldes,  insbesondere  den  Legisten  im  Justizministerium,  sowie,  auf  politischer  
Ebene, von der konservativen ÖVP und der rechtspopulistischen FPÖ, unter deren ge-
meinsamen  Regierung  damals  die  Strafprozessreform  in  Angriff  genommen  und  be-
schlossen wurde. Das hier vorherrschende Opferkonzept entspricht, wie dargestellt, dem 
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einer rational und autonom handelnden Person, deren Interessen im und am Strafpro-
zess praktisch in der Wiedergutmachung eines durch die Straftat entstandenen (vorwie-
gend  materiellen)  Schadens  aufgehen.  Die  besondere  Schutzbedürftigkeit  bestimmter  
Opfergruppen  wird  dort  allerdings  zumindest  grundsätzlich  anerkannt,  und  am Ende  
wird auch der in diesen Kreisen umstrittene Opferbegriff akzeptiert und in den Gesetzes-
text aufgenommen. Mit Blick auf die konkrete Berücksichtigung der Schutzbedürftigkeit 
von Straftatopfern wird nun in diesem ›Schutzbedürftigkeit‹ genannten Diskurs auf ei-
nen möglichst schonenden Umgang mit Straftatopfern im Strafprozess abgestellt. Anvi-
siert wird in diesem Sinne die Implementierung von Opferschutzmaßnahmen, die dazu 
beitragen, nach Maßgabe des prozessökonomisch Machbaren und unter expliziter Wah-
rung des eigentlichen Strafprozesszwecks der Wahrheitsfindung – d.h. immer unter der 
Prämisse, dass Opferschutzmaßnahmen nicht mit den Zwecken des Strafverfahrens kon-
fligieren und dieses über Gebühr verkomplizieren – einer potentiellen Reviktimisierung 
des Opfers entgegenzuwirken. Ziel ist also, das Opfer so unbeschadet wie möglich durch 
das Strafverfahren zu bringen. Eine solche, auf die Schonung von Straftatopfern ausge-
richtete Maßnahme stellt etwa die von Opferrechtlern vehement geforderte und letztlich 
auch eingeführte Möglichkeit einer abgesonderten kontradiktorischen Vernehmung für 
besonders traumatisierte Straftatopfer (etwa von Gewaltdelikten) dar.  Diese erlaubt es,  
die  Vernehmung  von  Opfern  getrennt  vom  Angeklagten  in  einem  separaten  Raum  
durchzuführen und per Bild- und Tonaufzeichnung in einen anderen Raum zu übertra-
gen und so eine direkte und für das Opfer womöglich belastende Begegnung mit dem 
Angeklagten zu vermeiden. 

Ein dem ›Schutzbedürftigkeitsdiskurs‹ entgegenstehender Diskurs wird nun von Op-
ferschutzorganisationen, aber auch von Oppositionsparteien (allen voran den Grünen) 
vertreten. Deren Diskurs lässt sich unter dem Begriff ›Anspruchsberechtigung‹ zusam-
menfassen. Auch diesem Diskurs liegt zunächst einmal die Annahme einer besonderen 
Schutzbedürftigkeit von Straftatopfern zugrunde – immerhin betont niemand den As-
pekt  der  Traumatisierung und die  daraus  resultierende Schutzbedürftigkeit  mehr  und 
vehementer als Opferrechtler –, aber als eigenständiger, distinkter und vom Schutzbe-
dürftigkeitsdiskurs klar verschiedener Diskurs zeichnet er sich gerade dadurch aus, dass 
er sich nicht einfach auf den Schutz des Opfers beschränkt, sondern im Prinzip weit da-
rüber hinaus geht. Im ›Anspruchsberechtigungsdiskurs‹ bedarf das Opfer nicht einfach 
nur des Schutzes und der Schonung im Verfahren, sondern vor allem auch strafprozess-
rechtlicher Rahmenbedingungen, um sich aktiv am Verfahren beteiligen zu können. Die 
Schutzbedürftigkeit des Opfers soll sich also in ganz konkreten Verfahrensrechten nie-
derschlagen, die dem Opfer nicht nur die passive Duldung, sondern vor allem eine aktive 
Teilnahme am Verfahren und die Vertretung seiner Interessen erlauben. Das ›anspruchs-
berechtigte Opfer‹ ist insofern deutlich mehr als ein schutzbedürftiger Zeuge, der in ei-
nem für ihn möglichst schonenden Umfeld seinen Beitrag zur Erforschung der materi-
ellen Wahrheit leistet. Während das ›schutzbedürftige Opfer‹ im Grunde ein besserge-
stelltes  Beweismittel  darstellt,  ist  das  ›anspruchsberechtigte  Opfer‹  nachgerade  ein  
privilegiertes Opfer,  ein Verfahrenssubjekt mit  eigenen Interessen,  die es  auch geltend 
macht. In diesem Diskurs geht es also zwar auch, aber nicht ausschließlich um Schutz, 
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sondern um Autonomisierung, um die Befreiung des Opfers aus seiner Opferrolle. Das 
Opfer soll nicht im Opfersein verhaftet bleiben, es soll vielmehr seine durch die Opferer-
fahrung eingeschränkte  Autonomie  und damit  seine  Handlungsfähigkeit  wiedererlan-
gen. Rückblickend auf die semantische Differenz zwischen Geschädigtenbegriff und Op-
ferbegriff könnte man vielleicht sogar sagen: Das Opfer soll letztendlich zum ›Geschä-
digten‹ aufsteigen, es soll seine Traumatisierung überwinden können und das Verfahren 
so aktiv durchlaufen, wie es dem ›Geschädigten‹ zugeschrieben wird. Das Opfer muss in 
die Lage versetzt werden, sich zur Wehr zu setzen, und gestärkt aus dem Verfahren her-
vorgehen. Im Diskurs der ›Anspruchsberechtigung‹ scheint mithin ein äußerst emanzi-
patorisches Moment auf, in seinem Zentrum steht quasi das Empowerment des Strafta-
topfers.  Das  in  diesem  Sinne  zentralste  Opferrecht  der  reformierten  Strafprozessord-
nung finden wir heute in der sogenannten ›Prozessbegleitung‹. Dabei handelt es sich um 
eine professionelle sowohl juristische als auch psychosoziale Betreuung von Straftatop-
fern während des Strafprozesses. Sie bildet sozusagen eine Art Bindeglied zwischen dem 
Schutz des Opfers einerseits und einer gestärkten Position des Opfers im Strafprozess an-
dererseits. 

Ganz im Gegensatz zu diesem recht emanzipatorisch orientierten Diskurs der ›An-
spruchsberechtigung‹ wird im ›Schutzbedürftigkeitsdiskurs‹ die Schwäche des Opfers im 
Grunde fortgeschrieben. Denn sich unter den Schutzmantel des Rechtsstaates zu stellen, 
bedeutet zunächst einmal eine Einbuße an Gleichberechtigung und Selbstbestimmung. 
Der Schutz als Opfer wird gewissermaßen dadurch erkauft, dass sich das Opfer dem Staat 
als Beweismittel zur Verfügung stellt. Dabei wird es aber auch in seiner Opferrolle fixiert, 
es bleibt schwach und schutzbedürftig.

Eine interessante Version des Schutzbedürftigkeitsdiskurses findet sich im Übrigen 
im parteipolitischen Diskurs der FPÖ, die den Ruf nach verstärktem Opferschutz, in ge-
wohnt populistischer Manier, mit Forderungen nach einer härteren Gangart gegenüber 
Straftätern  zu  verbinden  wusste  (»Opferschutz  statt  Täterschutz«).  Opferrechte  hatten  
also in diesem Lichte auch in konservativen Kreisen durchaus einen gewissen politischen 
Tauschwert, was die Entwicklung der Reform zugunsten von Opferrechtlern wahrschein-
lich nicht ganz unwesentlich positiv beeinflusst haben dürfte.

Was die Prozessbegleitung betrifft, so wurde dieses Institut freilich von Opferschutz-
organisationen wohl nicht zuletzt deshalb so stark gemacht und gefordert, da sich damit 
auch ein bedeutendes Arbeits- und Geschäftsfeld für sie eröffnete. Denn die Prozessbe-
gleitung  sollte  ja  gerade  bevorzugt  durch  Opferschutzeinrichtungen  geleistet  werden  
(Stichwort institutionelles Eigeninteresse).

4.3	� Feminisierung des Opfers als diskursive Strategie von Opferrechtlern

Am Ende erweisen sich die Opferrechtler mit ihrem Opferdiskurs über weite Strecken als 
klar überlegen gegenüber dem konservativen Diskurs des Gesetzgebers. Den Opferrecht-
lern gelang es,  den Großteil  ihrer  Forderungen (und dabei  nicht  zuletzt  ihr  Opferver-
ständnis) durchzusetzen und rechtlich festschreiben zu lassen: Der Opferbegriff wurde 
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in den Gesetzestext aufgenommen, die Prozessbegleitung implementiert, zahlreiche In-
formations- und Teilnahmeansprüche festgeschrieben sowie einige weitergehende Op-
ferrechte  und  Opferschutzmaßnahmen,  insbesondere  die  abgesonderte  kontradiktori-
sche Vernehmung, auf einen größeren Kreis anspruchsberechtigter Straftatopfer ausge-
weitet.  Nicht  erfolgreich  waren  die  Opferrechtler  mit  ihrer  Forderung  nach  einer  
Nichtigkeitsbeschwerde  für  Straftatopfer.  Mit  diesem Rechtsmittel  sollten  Straftatopfer  
im  Falle  einer  Verletzung  oder  Nichteinhaltung  von  Opferrechten  die  Nichtigkeit  des  
Verfahrens anmelden können. Erst ein solches Rechtsmittel – so das Argument der Op-
ferrechtler – stelle die effektive Durchsetzbarkeit von Opferrechten sicher. Diese Forde-
rung ging dem Gesetzgeber aber letztlich zu weit, stelle die Möglichkeit einer Nichtig-
keitsbeschwerde  doch  eine  empfindliche  Tangierung  strafprozessualer  Grundsätze  dar  
und gefährde die Effizienz von ohnehin durch zahlreiche Opferschutzmaßnahmen be-
reits  erheblich  belasteten  Strafverfahren.  Wenngleich  daher  die  Opferrechtler  die  er-
reichte  verfahrensrechtliche  Aufwertung  der  Opferrolle  immer  noch  nicht  als  ausrei-
chend empfanden, kann die Strafprozessreform von 2008 dennoch als ein Erfolg von Op-
ferrechtlern gewertet werden.

Der  diskursanalytische  Zugang  ermöglicht  nun  auch,  dem  ›Erfolgsgeheimnis‹  der  
Opferrechtler in diesem Reformprozess etwas genauer auf den Grund zu gehen, indem 
die von ihnen eingesetzten diskursiven Strategien rekonstruiert und einer vertiefenden 
Untersuchung  unterzogen  werden.  Hierfür  haben  sich  gerade  jene  durch  die  WDA  
fruchtbar gemachten wissenssoziologischen Konzepte, insbesondere die Deutungsmus-
teranalyse, die nach latenten Sinnstrukturen fragt, als besonders hilfreich erwiesen.

So lässt sich auf diese Weise etwa ein ganz wesentliches Muster herausarbeiten, das 
sich praktisch über den gesamten Reformprozess hinweg durch sämtliche Stellungnah-
men und Diskussionsbeiträge von Opferrechtlern zieht, vor allem wenn es darum geht, 
die Schutzbedürftigkeit von Straftatopfern hervorzuheben und zu verdeutlichen: Opfer-
rechtler  sprechen  in  diesem  Zusammenhang  eigentlich  ausschließlich  von  Frauen.  Im  
Zentrum ihres Opferdiskurses steht in erster Linie die Frau als Opfer von Männergewalt, 
als Opfer gewalttätigen männlichen Verhaltens in Beziehungen und Familien. Vor allem 
in zahlreichen Fallbeispielen aus der Arbeitspraxis von Opferschutzorganisationen wird 
während der Diskussion um die Ausgestaltung von Opferrechten ausführlich die Situa-
tion und das Leid von Opfern häuslicher Gewalt geschildert – die Rede ist dort insbeson-
dere von Vergewaltigungen in Beziehungen und von drohenden und schlagenden (Ex-)
Partnern – und veranschaulicht, welch verheerende Auswirkungen mangelnde Anerken-
nung im Rahmen eines Strafverfahrens vor allem auf Gewaltopfer haben kann. Beabsich-
tigt war mit diesen Fallbeispielen, das Gewicht klarer und durchsetzbarer Opferrechte zu 
verdeutlichen. 

Allerdings  bleibt  dieses  Muster  nicht  allein  auf  diesen  speziellen  Opfertypus  be-
schränkt. Bei etwas genauerem Hinsehen kann festgestellt werden, dass auch abseits des 
typischen  Opfers  männlicher  Gewalt  Straftatopfer  vorwiegend  als  Frauen  beschrieben  
und insofern offenbar weiblich gedacht werden. So ist beispielsweise nicht einfach von 
Opfern von Raubüberfällen die Rede, sondern insbesondere von älteren Frauen als stark 
traumatisierte Opfer von Handtaschendiebstählen. Wenn von Einbruchsopfern berichtet 
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wird, dann etwa am Beispiel einer Ärztin, die sich nach dem Erlebnis eines Eindringens 
in die Intimsphäre ihrer Wohnung in psychotherapeutischer Behandlung befindet. Selbst 
in  Deliktskonstellationen  also,  die  nicht  notwendigerweise  die  Annahme eines  weibli-
chen Opfers bedingen, handeln die Narrationen dennoch fast ausschließlich von Frauen. 
Vor allem aber erfahren wir von keinen männlichen Opfern. Es findet sich keine Stel-
lungnahme,  in  der  von  einem  männlichen  Straftatopfer  berichtet  oder  die  besondere  
emotionale Belastung eines Mannes als Opfer einer Straf- oder Gewalttat geschildert und 
seine besondere Schutzbedürftigkeit postuliert wird. Ganz im Gegenteil: Wenn im Da-
tenmaterial  eine  Person  männlichen  Geschlechts  Erwähnung  findet,  dann  fast  aus-
schließlich als Täter.

Wir begegnen hier also einer Art diskursiven Feminisierung des Opfers bzw. des Op-
ferbegriffes. In den unterschiedlichsten Stellungnahmen und Fallbeispielen, in welchen 
die besondere Situation von Straftatopfern vor Augen geführt werden soll, geschieht dies 
fast ausschließlich am Beispiel der Frau. Es ist die Rede von physischer Gewalt, in der Re-
gel durch den Lebenspartner, von Vergewaltigung, von gefährlichen Drohungen usw. Wo 
dies nicht der Fall ist und eine Stellungnahme von diesem Typus abweicht, wird das Op-
fer gleichwohl als weiblich beschrieben, finden wir ein Narrativ vor, das ebenfalls von ei-
ner Frau handelt, die einer Straftat zum Opfer fällt. Die Schutzbedürftigkeit und vor al-
lem die  damit  verknüpfte  Schwäche  des  Opfers  erscheint  mithin  in  den Aussagen der  
Opferrechtler  als  eine  Eigenschaft,  die  besonders  mit  Weiblichkeit  verbunden,  wenn  
nicht überhaupt genuin ›weiblicher Natur‹ ist.

All  dies  verweist  freilich zunächst  auf  ein eigentlich sehr konservatives,  patriarchal  
geprägtes  Frauen-  und  Opferbild.  Heinz  Steinert  (1998)  hat  etwa  darauf  hingewiesen,  
dass in unserer Kultur vor allem Frauen und Kinder als schwach und schutzbedürftig, 
gleichsam als ›unschuldige Opfer‹ anerkannt würden, wohinter er in erster Linie ein pa-
triarchales Motiv ausmacht. Sowohl Frauen als auch Kinder bedürften ob ihrer Schwäche 
sozusagen des Schutzes eines ›starken Mannes‹ in Gestalt des modernen Rechtsstaates. 

Bei genauerer Betrachtung zeigt sich nun, dass die so zahlreichen Erzählungen von 
weiblichen  Opfern,  diese  Feminisierung  des  Opfers  in  den  Fallbeispielen  aus  der  Ar-
beitspraxis von Opferschutzorganisationen eine höchst strategische Funktion eines nach-
drücklichen und letztendlich auch recht erfolgreichen Appells an ein solches patriarcha-
les Schutzmotiv erfüllt haben dürften, indem zur Durchsetzung von Opferrechten gleich-
sam ein konservatives gesellschaftliches Opferbild instrumentalisiert wurde, wie es etwa 
gerade auch für das Feld der Justiz charakteristisch ist. Das dort vorherrschende Unbeha-
gen vor dem Opferbegriff rührt ja gerade von all den an ihm haftenden, gesellschaftlich 
im Grunde (nach wie vor) besonders mit Weiblichkeit assoziierten Konnotationen her: 
Traumatisierung, Emotionalität – all das, wofür das ›Opfer‹ steht – sind Kategorien, die 
tendenziell  mit Frauen und Weiblichkeit verbunden werden, und im System der Justiz 
sind diese,  wie  sich recht  deutlich gezeigt  hat,  wenig  bis  gar  nicht  anschlussfähig.  Das  
dort gängige Leitbild eines Straftatopfers wird durch die Figur des ›Geschädigten‹ ver-
körpert,  des  Geschädigten  als  einer  autonomen  und  rational  handelnden  Person,  die  
durch eine Straftat Schaden erlitten hat und nun ihr Recht einfordert. Im Lichte der auf-
fällig vergeschlechtlichten bzw. feminisierten Konstruktion des ›Opfers‹ könnte man ge-

ZfD_03_2014.indd   309 06.11.2014   17:30:09



310  Stückler  

Beltz Juventa | Zeitschrift für Diskursforschung Heft 3/2014

wissermaßen sagen, der ›Geschädigte‹ repräsentiert so etwas wie die männliche Version 
eines  Straftatopfers.  Und  es  sind  letztlich  gerade  die  unmännlichen  Eigenschaften  des  
›Opfers‹, die es der Justiz als einer inhärent androzentrisch strukturierten Institution so 
schwer machen, damit zu operieren.17 Das ›Opfer‹ ist in dieser Logik schlicht kein denk-
bares Subjekt des Strafverfahrens, und als solches kann man es eigentlich nur – aber auch 
das nur bis zu einem gewissen Grad – unter den Schutz des starken ›Übervaters‹ Staat 
stellen. 

Eben  auf  dieses  patriarchal-konservative  Opferbild  wird  von  den  Opferrechtlern  
während der Strafprozessreform strategisch zurückgegriffen. Es ist daher auch alles an-
dere als ein Zufall, dass die beiden vorhin rekonstruierten, miteinander konkurrieren-
den Opferdiskurse im Hinblick auf die in ihnen zirkulierenden opferbezogenen Deu-
tungsmuster  erstaunlich  viele  Ähnlichkeiten  aufweisen.  Sowohl  Schutzbedürftigkeits-  
als auch Anspruchsberechtigungsdiskurs konstituieren sich über die Vorstellung eines 
schwachen und schutzbedürftigen (weiblichen) ›Opfers‹. Worin sie sich allerdings ganz 
wesentlich voneinander unterscheiden und was sie letztlich erst zu zwei eigenständigen 
und disparaten Diskursen macht, ist, wie sie diese sehr ähnlichen Deutungsmuster mit-
einander  verknüpfen.  Im  Diskurs  der  Opferrechtler  fällt  die  Betonung  der  Schutzbe-
dürftigkeit  des  Opfers  im  Grunde  noch  deutlich  stärker  aus  als  im  ›Schutzbedürftig-
keitsdiskurs‹.  Bei  ihnen  erreicht  die  Forderung  nach  Opferschutz  und  Opferrechten  
eine beinahe aggressive Dimension, vor allem aber wird dort aus der Schutzbedürftig-
keit  ein  rechtlicher  Anspruch  abgeleitet:  Das  Straftatopfer  muss  einen  Anspruch  auf  
Schutz haben, den es dem Staat abverlangen kann. Es muss gestärkt werden, um aus sei-
nem  Opferdasein  ausbrechen  zu  können,  und  Möglichkeiten  haben,  seine  Interessen  
wahrzunehmen und zu seinem Recht zu kommen. Mittels der diskursiven Feminisie-
rung  des  Opfers  wurde  die  androzentrische,  patriarchale  Ordnung  mitsamt  des  dort  
vorherrschenden Opferbildes also gleichsam beim Wort genommen und instrumentali-
siert – um sie am Ende zu überwinden und das schwache, schutzbedürftige Opfer (und 

17 	 Gestützt  wird  diese  geschlechtertheoretisch  inspirierte  Interpretation  im  Übrigen  besonders  da-
durch, dass der ›Geschädigte‹ im Datenmaterial nicht etwa vorwiegend als Mann, sondern anders 
als das ›Opfer‹ ohne jegliche geschlechtliche Markierung in Erscheinung tritt. Hier scheint zu gel-
ten, was der Männlichkeitsforscher Michael Meuser (2008, S. 48) als »Hypostasierung des Männli-
chen zum Allgemein-Menschlichen« bezeichnet. Der Mann verkörpert sozusagen das Idealbild des 
modernen, rationalen, sich selbstbehauptenden bürgerlichen Subjekts. Eben weil Männlichkeit das 
Wesen des Bürgers schlechthin ist, wird sie in der Regel auch nicht geschlechtlich konnotiert. Die 
Frau (und ebenso das ›Opfer‹) ist ein davon abweichendes Anderes, und diese Differenz wird dis-
kursiv im Modus der Vergeschlechtlichung hergestellt. Die diskursive Feminisierung des Opferbe-
griffs kann aus dieser Perspektive daher nicht zuletzt auch als eine Art normatives gesellschaftliches 
Männlichkeitsideal  interpretiert  werden:  Dass  Männer  praktisch  an  keiner  Stelle  im Datenmate-
rial als Opfer Erwähnung finden, verweist nicht etwa darauf, dass Männer schlicht nicht Opfer von 
Straftaten würden, sondern vielmehr darauf, dass Opfersein bzw. die Schwäche, die damit verbun-
den ist, in Widerspruch zum gängigen Männlichkeitsbild steht. Ein Mann ist kein Opfer, und wenn 
ein Mann doch Opfer  werden sollte,  dann ist  er  kein Mann.  Der Mann ist  also ein Nicht-Opfer,  
mehr noch: das Opfer ist im wahrsten Sinne des Wortes ein Nicht-Mann – oder jedenfalls ein selt-
sam defizitäres Wesen von unklarer Genderstruktur (siehe etwas ausführlicher dazu Stückler 2014).
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hier vor allem die Frau als Opfer von Männergewalt) mit Hilfe des Rechtsstaates aus sei-
ner Opferrolle zu befreien und zu einem handlungsfähigen und autonomen Opfer zu 
formen.

Ausschlaggebend für die erfolgreiche Durchsetzung von Opferrechten in der refor-
mierten Strafprozessordnung war mithin die Kopplung des Opferdiskurses mit bzw. der 
Rückgriff  von  Opferschützern  auf  einen  äußerst  mächtigen  gesellschaftlichen  Frauen-
emanzipationsdiskurs.  Die  Problematisierung  der  Situation  von  Frauen  als  Opfer  von  
Gewalt im sozialen Nahraum stellte letztlich vor allem ein geeignetes Vehikel dar, über 
die Durchsetzung von Opferrechten für diese spezielle Opfergruppe hinaus auch effektiv 
einen  Kampf  um  die  Anerkennung  der  Traumatisierung  und  Schutzbedürftigkeit  von  
Straftatopfern im Allgemeinen zu betreiben. Positiv beeinflusst wurde die opferrechtli-
che Entwicklung auch durch den europäischen Rahmenbeschluss über die verfahrens-
rechtliche Stellung von Straftatopfern, der selbst den Opferbegriff verwendete, und auf 
den die Opferrechtler in ihrer Argumentation immer wieder verwiesen. Generell kann 
die Bedeutung, welche die Durchsetzung des Opferbegriffs für den weiteren Verlauf der 
Strafprozessreform hatte,  wohl kaum hoch genug eingeschätzt  werden, da die ihm zu-
grunde liegende Opferkonzeption ein Verhandlungsklima geschaffen haben dürfte, das 
für eine weitergehende Aufwertung der Verfahrensposition von Straftatopfern besonders 
günstig war. Hilfreich dürfte schließlich nicht zuletzt gewesen sein, dass Opferschutz sich 
auch für eher konservative Parteien als ein politisch verwertbares Thema erwies (siehe 
etwa den parteipolitischen Diskurs der FPÖ). Vor allem aber hinsichtlich der Durchset-
zung  des  Opferbegriffs  war  vermutlich  die  strategische  diskursive  Feminisierung  des  
»Opfers«  durch die  Opferrechtler  und die  damit  erzielte  Instrumentalisierung patriar-
chaler  Schutzmotive  der  entscheidende  Faktor  in  der  Diskussion  um  Opferrechte.  Sie  
und der damit verbundene Rückgriff  auf  einen übergeordneten Frauenemanzipations-
diskurs, der das Empowerment von Straftatopfern mit einem Empowerment von Frauen 
zu verknüpfen erlaubte, waren am Ende für den Erfolg der Opferrechtler im Normgene-
seprozess ausschlaggebend. Ohne sie wären wohl einige der neuen Opferrechte nicht in 
der letztlich beschlossenen Form zustande gekommen oder der Ausbau der Verfahrens-
stellung von Straftatopfern zumindest bescheidener ausgefallen.

5 	Zusammenfassung

Im vorliegenden  Beitrag  wurde  in  groben  Zügen  ein  diskursanalytischer  Zugang  zum 
Phänomen der Rechtsentstehung skizziert. Rechtsentstehungsprozesse werden dabei als 
antagonistische, diskursive Kämpfe aufgefasst, in deren Rahmen unterschiedliche soziale 
Akteure mit unterschiedlichen Interessen und Weltsichten aufeinandertreffen und dem-
entsprechend divergente Diskurse praktizieren. Über die Analyse solcher im Gesetzge-
bungsprozess  aufeinandertreffender  und  miteinander  konkurrierender  Diskurse  wird  
versucht, den Verlauf eines Rechtsentstehungsprozesses zu rekonstruieren und die Aus-
wirkungen dieser Diskurse auf die konkrete Ausgestaltung von Gesetzen und deren In-
halte zu ermitteln.
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Veranschaulicht wurde dieser Ansatz einer ›Diskursanalytischen Rechtsnormgene-
seforschung‹  anhand  von  Ergebnissen  einer  Studie  über  die  Entwicklung  von  Opfer-
rechten im Zuge der österreichischen Strafprozessreform von 2008. Diese Studie kann 
nicht für sich den Anspruch erheben, bereits eine konsequente und systematische Um-
setzung  eines  diskursanalytisch-rechtsnormgenetischen  Forschungsdesigns  in  dem  
Sinne darzustellen, wie es im ersten Abschnitt des Beitrags entwickelt wurde. Vielmehr 
handelt es sich bei den dargestellten Ergebnissen um die Resultate erster diskursanalyti-
scher ›Gehversuche‹ und Annäherungen im bzw. an das Feld der Rechtsentstehung. Zu-
mindest aber sollte es mithilfe der Ergebnisse der Opferrechte-Studie ansatzweise gelun-
gen sein, das Prinzip einer ›Diskursanalytischen Rechtsnormgeneseforschung‹ zu ver-
deutlichen  und  eine  ungefähre  Ahnung  davon  zu  vermitteln,  welche  Ergebnisse  ein  
diskursanalytischer Ansatz erwarten lässt und welche (teilweise vielleicht auch neuen) 
Erkenntnisse ein solcher zur Untersuchung von Rechtsentstehungsprozessen beizutra-
gen vermag.

Dargestellt  wurde  zunächst,  dass  und  in  welcher  Weise  die  Strafprozessreform  ge-
prägt war durch die Konkurrenz zweier sehr verschiedener Opferdiskurse – eine Kon-
kurrenz, die letztlich entschieden wurde zugunsten eines vor allem von Opferrechtlern 
vertretenen  Opferverständnisses,  das  Straftatopfer  als  schutzbedürftig  denkt.  Auf  der  
materiellen Ebene des Rechts schlug sich dies in der Aufnahme des Opferbegriffs in die 
Strafprozessordnung nieder. Herausgearbeitet wurden des Weiteren zwei aus dieser Kon-
kurrenz  hervorgehende  Diskurse,  die  sich  in  erster  Linie  darin  unterscheiden,  welche  
strafprozessrechtlichen  Konsequenzen  aus  der  Schutzbedürftigkeit  von  Straftatopfern  
gezogen werden bzw. wie dieser Schutzbedürftigkeit im Strafprozess Rechnung zu tragen 
sei. Der konservative, insbesondere im Feld der Justiz praktizierte Diskurs stellte dabei in 
erster Linie auf den Schutz von Straftatopfern durch einen möglichst schonenden Um-
gang während des Strafverfahrens ab (›Schutzbedürftigkeit‹). Der andere, auf opferrecht-
licher Seite gebräuchliche Diskurs leitete hingegen aus der Schutzbedürftigkeit einen be-
sonderen Rechtsanspruch ab (›Anspruchsberechtigung‹). Nicht bloß Schonung, sondern 
Stärkung  des  Opfers  durch  entsprechende  strafprozessrechtliche  Rahmenbedingungen  
war hier die Devise. Auch mit diesem Diskurs setzten sich die Opferrechtler weitestge-
hend durch, was sich in einer Reihe von neu geschaffenen opferrechtlichen Bestimmun-
gen widerspiegelt, insbesondere in der Prozessbegleitung.

Als zentrale und für ihren Erfolg am Ende wohl hauptverantwortliche diskursive Stra-
tegie  von  Opferrechtlern  konnte  schließlich  der  Anschluss  an  einen  gesellschaftlich  
mächtigen Frauenemanzipationsdiskurs identifiziert werden. Ausdruck fand dieser An-
schluss vor allen Dingen in einer diskursiven Feminisierung des Opfers bzw. des Opfer-
begriffs, die den Opferrechtlern als bevorzugtes Mittel bei der Konstruktion opferspezi-
fischer Schutzbedürftigkeit  diente.  Auf diese Weise gelang es ihnen,  beim Gesetzgeber 
eine  höhere  Bereitschaft  zur  Umsetzung und Implementierung von Opferrechten und 
Opferschutzmaßnahmen zu erzeugen, gleichsam durch einen Appell an ein in den vor-
herrschenden patriarchal geprägten Strukturen angelegtes Schutzmotiv. Dieses patriar-
chale Schutzmotiv wurde von den Opferrechtlern sozusagen instrumentalisiert, um am 
Ende mehr Opferrechte durchsetzen zu können.

ZfD_03_2014.indd   312 06.11.2014   17:30:10



Diskursanalytische Rechtsnormgeneseforschung    313

Beltz Juventa | Zeitschrift für Diskursforschung Heft 3/2014

Speziell mit Blick auf die diskursive Feminisierung des Opfers hat sich der gewählte 
diskursanalytische Zugang der WDA mit seinen zahlreichen wissenssoziologischen Ana-
lysekonzepten  besonders  bewährt.  Vor  allem  die  Deutungsmusteranalyse  lieferte  hier  
eine Reihe instruktiver, zusätzlicher Einsichten in die inhaltliche Strukturierung der ver-
schiedenen Opferdiskurse.

Ein wesentliches Ziel des Beitrags war nicht zuletzt, die Rechtsentstehung als ein rele-
vantes Feld der Diskursforschung zu profilieren und ansatzweise zu erschließen. Vor dem 
Hintergrund,  dass  die  Rechtsentstehung  praktisch  einen  ›weißen  Fleck‹  innerhalb  der  
(Rechts-)Soziologie  markiert,  könnten von der  Diskursforschung durchaus so manche 
Impulse für eine anzustrebende (Re-)Animierung einer normgenetischen Forschungs-
perspektive  ausgehen,  indem sie  vielleicht  den  Fokus  auf  das  Recht  als  eine  stets  um-
kämpfte gesellschaftliche Wissensformation und so auch auf die gesellschaftliche Konst-
ruiertheit des Rechts zu lenken vermag.
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